
Suchergebnisse: Bildung

22. Dezember 1315 – Die Diözesan-Beschreibung des Bischofs Konrad III.

Freising * Im Auftrag des Freisinger Bischofs Konrad III. dem Sendlinger wird eine

Diözesan-Beschreibung gefertigt, die sogenannte Konradinische Matrikel. Sie beinhaltet

sämtliche fürstbischöfliche Besitzungen und zählt gleichzeitig alle Einnahmen auf. Daneben

enthält sie eine präzise Diözesanbeschreibung, die alle Kirchen, Kapellen, Klöster und Friedhöfe

aufführt.      Nach der Konradinischen Matrikel ist das Bistum Freising in 18 Dekanate eingeteilt,

die insgesamt 233 Pfarreien, 564 Filialkirchen und 22 weitere Kapellen umfassen.  Das rechte

Isarufer gehört bis hinunter zur Menterschwaige zur Pfarrei Bogenhausen, die wiederum dem

Dekanat Ismaning unterstellt ist.  Die Pfarrei Bogenhausen umfasst die Filialkirchen mit

Begräbnisstätten in Haidhausen, die Leprosenkirche am Gasteig, sowie die in Giesing, Trudering,

Riem, Gronsdorf, Haar und Harthausen, einer im Dreißigjährigen Krieg untergegangenen

Siedlung bei der heutigen Menterschwaige.  Aus der Konradinischen Matrikel geht auch hervor,

dass die zum Dekanat Ismaning gehörende Pfarrkirche in Baumkirchen eine Filialkirche in

Pachem besitzt.    In dieser Matrikel findet sich erstmals eine farbige Abbildung des

Hochstiftswappen, das den Freisinger Mohr enthält. 

1430 – Francesco di Paola tritt in ein Franziskanerkloster ein

??? * Francesco di Paola tritt in ein Franziskanerkloster zur Ausbildung ein.

17. Dezember 1554 – Herzog Ernst von Baiern kommt zur Welt

München * Herzog Ernst, der jüngste Sohn Herzog Albrechts V. und dessen Ehefrau Anna von

Österreich, wird geboren.   Um ihn standesgemäß zu versorgen, wird für ihn seit seiner frühsten

Jugend eine kirchliche Laufbahn vorgesehen. Seine theologische und humanistische Ausbildung

erhielt er von den Jesuiten in Ingolstadt und Rom. Als Sekundogenitur wird der Kölner

Bischofsstuhl ins Auge gefasst. 

1626 – Maria Jacobäa Freifrau von Lerchenfeld lässt eine Loretokapelle errichten

Berg am Laim * Maria Jacobäa Freifrau von Lerchenfeld, die Witwe des Berg am Laimer
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Hofmarkherren, lässt am nördlichen Ortsrand eine Loretokapelle errichten.  Die Loretokapelle war

eine maßstabsgetreue Nachbildung der „Santa Casa von Loreto“ bei Ancona an der italienischen

Adriaküste, die als Wohnhaus der heiligen Familie in Nazareth gilt.    Der Legende nach wurde

das kleine Gebäude aus Sandstein und Ziegeln am 10. Mai 1291 vor den Mohammedanern

gerettet. Engel trugen das Haus von Nazareth nach Dalmatien, wo sie es auf dem Berg Trsat bei

Rijeka absetzten.  Doch schon am 12. Dezember 1294 brachten Engel das heilige Haus in die

Gegend von Recanati, wo sie es in einem Lorbeerhain, italienisch „Loreto“, niederließen.  Da

viele Pilger bei dem einsam gelegenen Heiligtum ausgeraubt wurden, fand man das Haus eines

Tages näher am Ort Recanati, auf dem Grundstück zweier Brüder.  Als diese anfingen, sich um

die Opfergaben der Pilger zu streiten, entfernte sich das Haus am 7. September 1295 nochmals

und steht seither an der Stelle, wo es im 16. Jahrhundert von einer riesigen Kathedrale überbaut

wurde und sich zu einem der größten Wallfahrtsziele Italiens entwickelte.    Zum Unterhalt der

Kirche stattet die Freifrau die Loretokirche mit einem Benefizium aus, das aus einem Kapitalstock

von 1.000 Gulden besteht. Der Zinsertrag kommt zur Hälfte der Erhaltung der Kirche, zum

anderen Teil dem Kaplan zu Gute, der die im Stiftungsbrief festgelegten Messen lesen musste. 

Außer der finanziellen Zuwendung erhält er ein Haus, das bis zum Jahr 1968 an der Echardinger

Straße 6 steht. Es war „gemauert samt einem Statl, Stallung [...] großen Garten und Pflanzgärtl“

und enthielt zudem „dreieinhalb Joch Acker“.  Der Weg, der die Münchner Wallfahrer über

Haidhausen zur Kapelle führte, hieß „Loretosteig“.Es ist dies die heutige Berg-am-Laim-Straße,

die damals an der Kapelle endete.

1. Februar 1669 – Das Auer Seidenhaus entsteht

Au * Als Bauplatz für das Auer Seidenhaus hat Direktor van Uffele das Gelände an der Stelle der

späteren Wagnerbrauerei auserkoren. Eine Abbildung des Seidenhauses ist leider nicht

überliefert. Die auf dem Kupferstich von Michael Wening gezeigte Fabricca in der Au entstand

zwar aus der Seidenfabrik, wurde aber erst später im großen Stil um- und neu gebaut.&nbsp;

1718 – Die Waisenkinder werden abgefunden

Bogenhausen * Nach seiner Freilassung bringt der Vormund die Angelegenheit vor das

Salzburger Konsitorium, das dem Freisinger Fürstbischof Johann Franz Eckher von Kapfing und

Liechteneck eine scharfe Rüge für seinen parteilichen Consens erteilte.   Außerdem sollte der

Verkauf nur dann gelten, wenn Graf Maximilian Cajetan von Törring-Seefeld den Kindern

zusätzlich 1.050 Gulden zahlen und für deren Ausbildung aufkommen würde. Dem Grafen ist die

Angelegenheit aus mehreren Gründen äußerst peinlich, weshalb er die aufgestellten
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Bedingungen akzeptiert.   

1760 – Öffentliche Kunst für alle: Von Mannheim nach München

Mannheim * Im zwischen 1751 und 1760 neu errichteten Ostflügel des Mannheimer Schloss

können Besucher neben der Bibliothek und weiteren Bildungseinrichtungen auch eine

Gemäldesammlung frei besichtigen. Mit dieser öffentlich zugänglichen Galerie setzt der dort

regierende Kurfürst Carl Theodor ein fortschrittliches Zeichen.  Nach seinem Amtsantritt als

pfalz-baierischer Kurfürst führt er dieses Konzept auch in München ein und macht Kunst damit

einem breiteren Publikum zugänglich. 

1777 – Ein modernes Museumskonzept im 18. Jahrhundert

München-Graggenau * Der pfalz-baierische Kurfürst Carl Theodor lässt für seine umfangreichen,

aus baierischem und pfälzischem Besitz vereinten Gemäldesammlungen im mittleren Abschnitt

der nördlichen Arkaden des Hofgarten ein Galeriegebäude errichten: die Hofgarten-Galerie, die

als öffentliches Museum dient.  Der rund 175 Meter lange Bau ist schmal und funktional gehalten.

Sein Architekt, Karl Albrecht von Lespilliez, konzipiert im Obergeschoss ausreichend tiefe Räume

für die Präsentation der Gemälde. Anders als zuvor üblich entsteht hier kein einzelner,

langgestreckter Saal, sondern eine Abfolge unterschiedlich großer Ausstellungsräume.  Auch bei

der Beleuchtung geht Lespilliez neue Wege: Hoch an beiden Längsseiten angebrachte Fenster

sorgen für eine gleichmäßige Ausleuchtung und einen steilen Lichteinfall. Dadurch lassen sich die

Bilder nahezu ohne störende Reflexionen betrachten.  Neben der Gemäldegalerie bietet das

Gebäude Raum für einen Graphiksaal, Teile der kurfürstlichen Bibliothek sowie eine Mal- und

Zeichenschule. So verwirklicht Carl Theodor sein Ziel, am Hofgarten einen zentralen Ort für

Kunstförderung und öffentliche Bildung zu schaffen. 

18. August 1777 – Maximilian Joseph von Montgelas erhält einen Staats-Job

München * Im Alter von nur 18 Jahren hat Maximilian Joseph Freiherr von Montgelas seine

Ausbildung beendet und wird von seinem Taufpaten Max III. Joseph zum - unbesoldeten -

„Wirklichen Hofrat auf der Ritterbank“ ernannt. 
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12. Januar 1782 – Kaiser Joseph II. säkularisiert 738 Klöster

Wien * Kaiser Joseph II. hebt in seinen Erblanden 738 Klöster auf. Alle Klöster, die sich nicht der

Schulbildung oder Krankenpflege widmen, sind von diesem Erlass betroffen. 

1. Mai 1790 – Die Thierartzney-Schule wird in der Gemeinde Schwabing eröffnet

München-Englischer Garten - Schwabing * Die „Thierartzney-Schule“ wird unter der Leitung

des Medizinalrats Professor Dr. med. Anton Will in der sogenannten Jesuitenwasch in der damals

noch selbstständigen Gemeinde Schwabing eröffnet.   Die Tierarzneischule beschäftigt sich mit

der Bekämpfung einbrechender Viehseuchen sowie der Ausbildung geschickter Tierärzte und

guter Huf- und Kurier-Schmiede für die Kavallerie-Regimenter. Der Lehrbetrieb wird aber erst am

1. November aufgenommen. 

März 1799 – Kurfürst Max IV. Joseph fördert die Künstlerausbildung

München-Graggenau * Kurz nach seinem Regierungsantritt beabsichtigt Kurfürst Max IV. Joseph

die Neuordnung der Künstlerausbildung. 

April 1800 – Die Alte Isarkaserne in der Beschreibung

München * Einer Beschreibung der Isarkaserne ist zu entnehmen: „Die Kaserne liegt außerhalb

der Stadt, jenseits des Isar-Flusses, auf einer sogenannten Insel.“     Das zweigeschossige

Hauptgebäude ist rund 140 Meter lang; das Erdgeschoss dient größtenteils als Pferdestall.   Die

Isarkaserne bietet Platz für insgesamt 954 Mann.   Dafür stehen 62 Zimmer und 14 Küchen zur

Verfügung.   Die Isarkaserne ist über viele Jahrzehnte die zentrale Kavallerieunterkunft

Münchens.   Als Kavallerie - auch Reiterei genannt - bezeichnet man jene Waffengattung der

Landstreitkräfte, die zu Pferd kämpft und bis ins späte 19. Jahrhundert hinein eine bedeutende

Rolle in der militärischen Taktik spielt.     Erst die fortschreitende Entwicklung von Feuerwaffen

führte allmählich zum Niedergang der Reiterei als schlagkräftigem Truppenteil. Südlich des

Hauptgebäudes befindet sich ein Exerzierplatz, der für die Ausbildung der berittenen Truppen

genutzt wurde.

25. Januar 1802 – Dekret zur Aufhebung der Bettelordensklöster in Baiern
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Kurfürstentum Baiern * Das kurfürstliche Dekret zur Aufhebung der Bettelordensklöster in Baiern

beginnt mit der Feststellung,       dass die Bettelorden die „Fortpflanzung des Aberglaubens und

der schädlichen Irrtümer“ begünstigen und   die Entstehung und Entwicklung „richtiger Begriffe

der moralischen Bildung im Volke“ verhindern,   weshalb die fortdauernde Existenz der

Mendikantenklöster zwecklos und schädlich für die Bürger ist.        In Altbaiern sind davon

einundneunzig derartige kirchliche Einrichtungen betroffen. In München sind folgende Bettelorden

betroffen: Kapuziner, Franziskaner, Karmeliten, Karmelitinnen, die Benediktinerinnen am

Lilienberg , die Paulanerinnen im Lilienthal und das Pütrichkloster.     Zur zweckmäßigen

Einrichtung der Bürger- und Landschulen wird ein Schulfonds eingerichtet, der aus dem

Vermögen der aufgehobenen Orden gebildet wird, da es an anderweitigen staatlichen Mitteln

mangelt.    Zur sofortigen Verminderung der Insassen werden       alle Ausländer, das heißt, die

nicht in Pfalzbaiern geborenen Klostermitglieder, in ihre Heimat geschickt,   die Laienbrüder in die

Prälatenklöster versetzt und   Kleriker, die noch keine Profeß abgelegt haben, entlassen.  

Neuaufnahmen und das Überwechseln von Ordensangehörigen in andere Klöster wird streng

untersagt.   Priestermönche können unter bestimmten Voraussetzungen in den

Weltpriesterstand übertreten, was dem Staat die Pensionskosten einsparen hilft.   Alle

übrigbleibenden Klosterindividuen sollen in Zentralklöster - in Wirklichkeit Aussterbeklöster - ihres

Ordens verbracht werden.   Außerdem ist den Franziskanern künftig nur noch Predigt und

Beichthören in der eigenen Ordenskirche erlaubt, jedoch keinerlei Seelsorgeaushilfe.   Dazu

unterstehen sie der verschärften Aufsicht der zuständigen Landrichter.      Als Unterhalt für die

Franziskaner setzt man, da ihnen das Almosensammeln verboten worden ist, jährlich 125 Gulden

fest, zahlbar aus dem Vermögensfonds der nichtständischen Klöster.       Der Inhalt des

Aufhebungsdekretes wird öffentlich nicht bekannt gemacht.   Die ganzen Vorbereitungen der

staatlichen Klosteraufhebungen laufen bis zur Ausführung im Wesentlichen geheim.   Das

verstärkt die Unsicherheit und lässt jede Gegenwehr erlahmen.   Ebenfalls besteht Unkenntnis

über die Befugnisse der eingerichteten Spezialkommission.       Ausgenommen vom

kurfürstlichen Aufhebungs-Dekret der Bettelordensklöster sind - aufgrund ihrer Tätigkeit in der

Krankenpflege beziehungsweise im Schulwesen - die Klöster der Barmherzigen Brüder sowie

der Englischen Fräulein und der Elisabethinerinnen. Das Kloster der Ursulinen in München wird

mit den Nonnen de Notre Dame in Nymphenburg vereinigt.    In der Haupt- und Residenzstadt

München gibt es nur ein ständisches Kloster: das Klarissen-Kloster zu Sankt Jakob am Anger.

21. Juli 1804 – Auf dem Franziskaner-Friedhof stampfen Soldatenstiefel

München-Kreuzviertel - München-Graggenau * In einem kurfürstliches Reskript an die

Oberbaierische Militär-Inspektion“heißt es:    „Wir haben gnädigst beschlossen, den bisherigen
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Parade-Platz dem Vergnügen des Publikums allein zu widmen, und zu diesem Zwecke

verschönern zu lassen.  Dagegen bestimmen Wir den Platz des ehemaligen

Franziskaner-Klosters zur Zeit als Parade-Platz, und eröffnen solches Unserer oberbaierischen

Militär-Inspektion zu Anweisung der hiesigen Kommandantschaft“.    Das Franziskanerkloster ist

inzwischen abgerissen und der dazugehörige Friedhof eingeebnet worden. Der dadurch

entstandene große Raum erhält bald darauf die Bezeichnung Max-Joseph-Platz. Über den

Gräbern des Franziskanerfriedhofs stampfen seither Soldatenstiefel, vor allem aus der

Kosttor-Kaserne und der Kreuzkaserne. Bis zum Frühjahr 1826 dient der

heutige Max-Joseph-Platz als Exerzierplatz der Münchner Garnison, um sich auf einen

potenziellen Einsatz sorgfältig vorbereiten zu können. Bis in die zweite Hälfte des 19.

Jahrhunderts gibt es keine militäreigenen großen Truppenübungsplätze. Die eigentliche

Truppenausbildung muss daher auf den Kasernenhöfen und auf Exerzierplätzen stattfinden.

1805 – Eine Armen- und Spinnschule wird eingerichtet

München-Angerviertel * Auf Veranlassung des General-Schul- und Studiendirektors wird im

Münchner Beschäftigungshaus am Anger eine Armen- und Spinnschule eingerichtet. Anlass

hierfür ist die Befürchtung der Schulbehörden, „dass die Sittenlosigkeit der im

Beschäftigungshause auf dem Anger arbeitenden Kinder sehr zunehme, und dass die

Hauptquelle davon die Gesellschaft schlechter Weibspersonen sei, an derer Seite die ersteren

arbeiten müssen“.   Die Schule richtet sich an Kinder armer Familien, deren Eltern von der Stadt

München unterstützt werden. Für diese Kinder ist die Teilnahme am Elementar- und

Industrieunterricht verpflichtend. Die Einrichtung soll auf ihre besonderen sozialen und

wirtschaftlichen Lebensumstände eingehen und ihnen Bildung sowie praktische Fertigkeiten

vermitteln. Verweigern die Eltern den Schulbesuch ihrer Kinder, kann ihnen die städtische

Unterstützung entzogen werden. Kinder aus wohlhabenden Familien sind von diesem Unterricht

ausdrücklich ausgeschlossen.   Zum Lehrplan gehören die Fächer Lesen, Schreiben, Rechnen

und Religion. Ergänzt wird der Unterricht durch praktische Ausbildung in handwerklichen

Tätigkeiten wie Spinnen, Nähen und Stricken. Die Schule verbindet damit schulische Bildung mit

dem Ziel, die Kinder auf ein arbeitsames und selbstständiges Leben vorzubereiten.

1808 – Fleiß, Lernbereitschaft und den „Industriegeist“ fördern

München-Angerviertel * Bis zum Jahr 1808 erhalten Knaben und Mädchen in der Armen- und

Spinnschule des Münchner Beschäftigungshauses am Anger denselben Industrieunterricht. Um

Fleiß, Lernbereitschaft und den sogenannten „Industriegeist“ zu fördern, werden die Kinder
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regelmäßig mit kleinen Geschenken und Prämien belohnt. Die Mittel hierfür stammen aus dem

Münchner Armenfonds.  Praktische Beschäftigung finden die Schülerinnen und Schüler in den

Flachs-, Werg- und Hanfabteilungen des Beschäftigungshauses. Ab 1808 kommt zudem die

Kartätschenmacherei hinzu, also die Herstellung von Kartätschen – einer damals gebräuchlichen

Art von Artilleriemunition, die mit zahlreichen kleinen Metallkugeln gefüllt war.  Die Verbindung

von schulischer Bildung und produktiver Arbeit entspricht dem damaligen pädagogischen Leitbild,

durch Arbeitserziehung sowohl die wirtschaftliche Selbstständigkeit als auch die sittliche

Entwicklung der Kinder zu fördern.

10. Juni 1813 – Im Königreich Baiern tritt das Judenedikt in Kraft

München - Königreich Baiern * Das sogenannte „Baierische Judenedikt“ regelt erstmals

einheitlich die „Verhältnisse der jüdischen Glaubensgenossen im Königreiche Baiern“. Es stellt

einen wichtigen Schritt zur rechtlichen Eingliederung der Juden in den baierischen Staat dar,

enthält jedoch zugleich zahlreiche Einschränkungen.  Einerseits bringt das Edikt

Verbesserungen:     Juden erhalten mehr bürgerliche Rechte,   dürfen Grundbesitz erwerben und 

 werden stärker in das staatliche Leben integriert.     Das Edikt schafft zusätzlich die rechtliche

Grundlage für die Bildung jüdischer Kultusgemeinden sowie für die Einrichtung von

Gotteshäusern und Friedhöfen. Damit wird jüdisches Gemeindeleben offiziell anerkannt und

gefestigt.  Andererseits bleibt das Edikt stark von staatlicher Kontrolle geprägt. Besonders

bedeutend war das sogenannte Matrikelgesetz.     Für jede Gemeinde wird eine feste Höchstzahl

jüdischer Familien festgelegt.   Nur wer eine Matrikelstelle besitzt, darf sich dauerhaft

niederlassen, heiraten und eine Familie gründen.   Viele junge Juden konnten deshalb keine

eigene Familie in ihrer Heimat gründen und sind zur Auswanderung gezwungen, häufig nach

Nordamerika.   Außerdem begünstigt das System wohlhabendere Familien, die leichter

Matrikelstellen sichern können.    Das Judenedikt ist einerseits ein Schritt zur rechtlichen

Konsolidierung und Emanzipation der jüdischen Bevölkerung, andererseits aber auch ein

Instrument zur Begrenzung und Kontrolle jüdischen Lebens in Baiern. 

8. Juni 1815 – Auf dem Wiener Kongress wird der Deutsche Bund gegründet

Wien * Auf dem Wiener Kongress wird der Deutsche Bund gegründet. Der Zusammenschluss

aller souveränen deutschen Fürsten und Freien Städte tritt an die Stelle des Heiligen Römischen

Reiches Deutscher Nation.      In der Bundesakte wird der Deutsche Bund als

Staatenbund organisiert. Ohne Zentralgewalt, unter der Präsidialmacht Österreichs, ohne

Gerichtshof und ohne gewähltes Parlament. Die Bundesversammlung, inoffiziell auch
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Bundestag genannt, ist eine Gesandtenversammlung. Darin ist sie dem alten Reichstag ähnlich,

wie auch das alte Heilige Römische Reich Deutscher Nation ein Staatenbund war.      Der Artikel

13 der Deutschen Bundesakte bestimmt für alle Mitgliedsstaaten eine landständische

Verfassung. Doch diesem Auftrag kommt das Königreich Baiern nur unvollständig nach, da die

Verwirklichung eindeutig ein Rückschritt gegenüber der Konstitution gewesen wäre. Denn in einer

landständischen Verfassung hätte sich die Landschaft wieder aus       dem landständischen Adel, 

 den landsässigen Prälaten und   den Vertretern der Städte und Märkte      zusammengesetzt.

Wieder hätte lediglich die Geburt, der Besitz und das Amt die Grundlage zur Beteiligung an der

politischen Willensbildung gebildet.     Weder eine Wahl, noch eine Legislaturperiode ist

vorgesehen. Dieses ist schlicht systemfremd. 

1. April 1816 – Johann Georg Soldner erhält die provisorische Sternwarte

Berg am Laim&nbsp;* Die „provisorische Sternwarte“ an der - damals noch zu Ramersdorf

gehörenden - westlichen Ecke der Kreuzung an der heutigen Rosenheimer- und Friedenstraße

wird offiziell an den Astronom und Vermessungsfachmann&nbsp;Johann Georg Soldner

übergeben.&nbsp;    Soldner stammt aus Mittelfranken und hat seine astronomische Ausbildung

in Berlin erhalten. in der provisorischen Sternwarte&nbsp;entsteht&nbsp;auch seine erst über

einhundert Jahre später in ihrer Bedeutung erkannte Arbeit „Über die Ablenkung eines

Lichtstrahls von seiner geradlinigen Bewegung, durch die Attraktion eines Weltkörpers, an

welchem er nahe vorbeigeht“. Die Arbeit lässt ihn zu einem Vorläufer Albert Einsteins

werden.&nbsp;

1818 – Ein nicht immer spannungsfreies Zusammenleben

Ramersdorf - Haidhausen * Das Verhältnis zwischen den Bewohnern der Ramersdorfer

Lüften und der eher bäuerlich strukturierten Bevölkerung in Ramersdorf gestaltet sich nicht immer

spannungsfrei. Jedenfalls begehren die Haidhauser und später die Münchner dieses Gebiet,

auch deshalb, weil die Grenzziehung zwischen den Gemeinden immer etwas verworren ist.   

Diese Ungereimtheiten gehen auf die Bildung der bürgerlichen Gemeinde Ramersdorf zurück.

Damals nimmt man keine Rücksicht auf die Grenzen der bereits bestehenden Steuerdistrikte.

Deshalb kommen die Ramersdorfer Lüften zum Steuerdistrikt Haidhausen.  

1824 – Das Artillerie-Regiment soll vom Max-Joseph-Platz verbannt werden
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München-Graggenau * Die Kommission zum Wiederaufbau des Hof- und Nationaltheaters stellt

den Antrag, nach der Eröffnung des neuen Theaters das Artillerie-Regiment vom

Max-Joseph-Platz zu verbannen.       Man verweist dabei auf die Belästigung der ganzen

Nachbarschaft durch den täglichen Ausbildungsbetrieb.   Außerdem würden in keiner Haupt- und

Residenzstadt außer in München, auf einem Stadtplatz ständig Militärübungen stattfinden.  

Vielmehr sucht sich überall sonst das Militär Exerzierplätze außerhalb der Städte.

11. September 1825 – Das Gesetz über das Gewerbewesen

München-Kreuzviertel - Königreich Baiern * Als drittes Gesetz wird zu den Bestimmungen über

Heimat, Ansässigmachung und Verehelichung noch das Gesetz über das Gewerbewesen

beschlossen, um „die Hindernisse des Kunstfleißes zu beseitigen“ und „die Ausbildung in den

Gewerben zu befördern“. Während die Fabrikbesitzer die völlige Gewerbefreiheit fordern, wollen

die Vertreter des Handwerks letztlich die bestehende Zunftverfassung behalten und sogar noch

erweitern.  Die Ständeversammlung beschließt einen Kompromiss, in dem ein

Konzessionssystem im Mittelpunkt steht. Danach ist die Ausübung eines Gewerbes von der

Erteilung einer Gewerbekonzession abhängig. Diese wird von der staatlichen Polizeibehörde

erstellt. Sie darf nicht versagt werden, wenn    der Bewerber die erforderlichen Fähigkeiten besitzt

und  der Unterhalt der anderen Gewerbetreibenden durch die Erteilung der Konzession nicht

gefährdet wird.    Die bestehenden Realrechte, worunter man die Verkäuflichkeit und

Vererbbarkeit des Handwerks versteht, bleiben von dieser Reform ebenso wie die radizierten

Gewerbe unberührt. 

1826 – Lola Montez kommt von Kalkutta ins südenglische Bath

Kalkutta - Bath * Die kleine Elizabeth Rosanna Gilbert, besser bekannt als Lola Montez, kommt

von Kalkutta ins südenglische Bath, um im dortigen Internat eine standesgemäße Ausbildung zu

erhalten.

17. September 1831 – Die Abgeordneten des Bayerischen Landtags beraten über das Budget

München-Kreuzviertel * Die Abgeordneten des Bayerischen Landtags beraten über das Budget.

Um die Abgeordneten zur Eile und damit zu nicht allzu gründlicher Beratung der Einzelposten zu

zwingen, lässt König Ludwig I. - angesichts der herannahenden Cholera - verkünden, die

Abgeordneten hätten so lange auszuharren, bis das Budget vereinbart ist.       Die Abgeordneten
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kürzen den Gesamtetat von 28 auf 26,8 Millionen Gulden,   die Zivilliste des Königs von 3,15

Millionen auf 2,5 Millionen Gulden    und den Heeresetat von 6,7 auf 5 Millionen.        Innerhalb

dieser Kürzungen beschließen sie zahllose Umverteilungen von Ausgabeposten sowie neue

Ausgaben. Gekürzt wird bei den königlichen Prestigeobjekten Alte Pinakothek,

Staatsbibliothek und Odeon sowie den Ausgaben für die zahlreichen wiedererrichteten

Klöster. Mehr Geld soll dagegen in die Rechtspflege, die innere Verwaltung und das

Bildungswesen fließen.    Für den König bedeutet dieses Verhalten „Anmaßung und Eingriff in die

Exekutive“. Zum Glück gibt es noch die Erste Kammer, die Kammer der Reichsräte, die

umgehend ihr Veto gegen die Kürzungen und Umverteilungen einlegt - und damit die Regierung

rettet.    Unter dem Druck der Regierung, die sogar mit der Auflösung der

Abgeordnetenkammer droht, knicken viele Abgeordnete ein. Dabei werden die Kürzungen der

königlichen Zivilliste weitestgehend zurückgenommen. Die anderen Etatkürzungen fallen nicht so

extrem aus, sodass immerhin noch 2 Millionen Gulden eingespart werden. 

1832 – Kein regelmäßiger Schulbesuch möglich

Vorstadt Au * Die Elementarschulen der Vorstadt Au sind mit insgesamt 1.207 Schülerinnen und

Schülern stark überfüllt. Ein großer Teil der Kinder stammt aus armen Familien, deren Eltern

ihren Lebensunterhalt als Tagelöhner verdienen. Da die jüngeren Geschwister während der

Arbeitszeit der Eltern von den älteren Kindern betreut werden müssen, bleibt diesen oftmals der

regelmäßige Schulbesuch verwehrt. Auf diese Weise werden Bildungsdefizite und soziale

Benachteiligung von Generation zu Generation weitergegeben.

1832 – Gründung der Armen-Industrie-Schule durch Pfarrer Hermann Rabl

Vorstadt Au * In den Jahren 1832/33 gründet der Auer Stadtpfarrer Hermann Rabl eine

Armen-Industrie-Schule. Ihr Ziel ist die Erziehung benachteiligter Kinder zu „aufrichtig frommen

und wahrhaft tugendhaften Christen“ sowie zu rechtschaffenen, arbeitsamen und

verantwortungsbewussten Mitgliedern der Gesellschaft. Aus der „Armenkinderwelt“ soll, nach den

Vorstellungen der Zeit, ein tüchtiges und sittlich gefestigtes Geschlecht für Staat und Gesellschaft

heranwachsen.  Die Schule versteht sich nicht nur als Bildungseinrichtung, sondern auch als

sozialpädagogisches Projekt. In der Armen-Industrie-Schule, in der die Kinder unter ständiger

Aufsicht stehen und praktische Fertigkeiten erlernen, soll der Armut nicht länger allein durch

Almosen begegnet werden. Stattdessen setzt man auf das Prinzip der Hilfe zur Selbsthilfe. Durch

die Erziehung zur Arbeit sollen die Kinder Fähigkeiten erwerben, die ihnen eine eigenständige

Lebensführung ermöglichen und sie zugleich von Bettelei und Verwahrlosung fernhalten.  Der
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Gründung liegt die Überzeugung zugrunde, dass regelmäßige Arbeit und praktische Ausbildung

einen positiven Einfluss auf die Charakterbildung ausüben und dadurch auch die

gesellschaftlichen Verhältnisse verbessert werden können. Vor diesem Hintergrund gilt die

Armen-Industrie-Schule vielen Zeitgenossen als wirksames Mittel zur Bekämpfung sozialer

Missstände und insbesondere der Armut. Die Armen-Industrie-Schule wird damit zu einem

„Allheilmittel gegen alle gesellschaftlichen Widersprüche und Schäden, einschließlich der Armut“. 

19. Januar 1832 – Der Verein zur Abwehr von staatlichen Eingriffen in die Pressefreiheit

Bubenhausen * Auf Initiative von Johann Georg August Wirth gründet sich in Bubenhausen der

„Preß- und Vaterlandsverein zur Abwehr von staatlichen Eingriffen in die Pressefreiheit“.         Mit

ihm will er die Arbeit der liberalen Journalisten unterstützen.     Durch eine freie, unzensierte

Presse sollte die öffentliche Meinungsbildung bis hin zur grundlegenden Staatsveränderungen

geschaffen werden.     Der Verein sollte den Journalisten und ihren Familien ein festes

Einkommen sichern und Vertriebswege schützen. 

27. Mai 1832 – Kritische Töne auf dem Hambacher Fest gegen die Regierung

Hambach * Auf dem Hambacher Fest demonstrieren rund 30.000 Menschen aus Süddeutschland

in den Farben Schwarz-Rot-Gold für die Einheit Deutschlands, für eine föderative deutsche

Republik und für eine Allianz der demokratischen Bewegungen Europas. Offenbar sind viele

Frauen dem Aufruf gefolgt, der sich ja auch ausdrücklich an die „deutschen Frauen und

Jungfrauen“ gewendet hat, „deren politische Missachtung in der europäischen Ordnung ein

Fehler [...] ist“.    Die Festteilnehmer tragen Fahnen mit politischen Aufschriften mit, die auf die

Themen der Veranstaltung aufmerksam machen. In mehr als zwanzig Reden beschreibt man die

augenblickliche politische Lage und beschreibt - in einer heute ungewohnt pathetischen Sprache

- die künftige Gestaltung Deutschlands.       Die Forderung nach Einheit meint die staatliche

Einheit der deutschen Kulturnation, die auf der gemeinsamen Sprache und der gemeinsamen

historischen Vergangenheit beruht.   Die Forderung nach Freiheit meint die bürgerlichen Rechte

wie Meinungs-, Rede- und Pressefreiheit, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, Freizügigkeit

sowie Handels- und Gewerbefreiheit.   Die Forderung nach Gleichheit richtet sich gegen die

mittelalterliche „Ständeordnung“, die die Menschen in Adel, Klerus und den dritten Stand, welcher

über keinerlei politischen Rechte verfügt, einteilt. Gleichheit meint aber auch eine

Gleichberechtigung aller Staatsbürger vor dem Gesetz ohne Bindung an den Geburtsstand.  

Gegen dieses absolutistische System setzen die Hambacher die Volkssouveränität als den

obersten Wert der Staatsverfassung. Die Macht im Staate soll vom Volk ausgehen, gesetzlich
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festgelegt und kontrollierbar sein, damit Willkürakte verhindert werden und der Einzelne mit Hilfe

der Gesetze in seinen Eigentums- und Freiheitsrechten geschützt ist.   Anstelle der dem Fürsten

verantwortlichen Heere fordern die Hambacher eine allgemeine Bürgerbewaffnung.   Die Frau

wird als gleichberechtigte Partnerin des Mannes gesehen. Sie ist „nicht mehr die dienstpflichtige

Magd des herrschenden Mannes, sondern die freie Genossin des freien Bürgers“, deren Aufgabe

es ist, frühzeitig ein politisches Verantwortungsbewusstsein in den Kindern zu wecken.     

Überhaupt sehen die in Hambach Versammelten in der politischen Bildungsarbeit ein

bedeutendes Mittel zur Durchsetzung ihrer Interessen. Das soll in einem öffentlichen

Meinungsbildungsprozess in der Presse und auf Volksversammlungen gefördert werden, damit

sich die Ziele der Einheit, der Freiheit, der Gleichheit und der Volkssouveränität in der

Bevölkerung festsetzen und so allmählich gewaltlos verwirklicht werden können. 

1835 – Schulpflichtige Kinder in preußischen Fabriken

Berlin * Eine provisorische Verordnung zur Sicherstellung des Schul- und Religionsunterrichts für

schulpflichtige Kinder in Fabriken in Preußen wird ausgearbeitet. Obwohl sie die Bildungs- und

Lebensbedingungen der betroffenen Kinder verbessern könnte, verhindert der Kultusminister ihre

Umsetzung, sodass sich an fer Situation für die Kinder zunächst nichts ändert.

9. September 1839 – Vorschriften für Kinderarbeit in Fabriken in Preußen

Berlin - Königreich Preußen * Das „Regulativ über die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter in

Fabriken“ in Preußen tritt in Kraft.     Danach dürfen Kinder unter 17 Jahren erst dann arbeiten,

wenn sie nachweisen können, dass sie eine dreijährige Schulbildung genossen haben.

Unternehmer umgehen diesen Punkt jedoch leicht, wenn sie eine Fabrikschule führen. Diese sind

dann aber mehr Alibischulen.   Kinder unter 17 dürfen nicht mehr als zehn Stunden täglich

arbeiten. Die Ortspolizei kann jedoch die Arbeitszeit für maximal einen Monat erhöhen.   Zwei

Pausen von mindestens 15 Minuten und eine einstündige Mittagspause müssen eingeräumt

werden.   Sonntags- und Feiertagsarbeiten sowie die Nachtschicht ist für Kinder völlig verboten.  

Fabrikbesitzer haben Buch über die Kinder in ihren Unternehmen zu führen. Nichteinhaltung der

Vorschriften werden mit Geldstrafen geahndet.   Die Vorgaben gelten nicht für Arbeiterkinder in

der Landwirtschaft.     An das Gesetz zum Schutze der Fabrikkinder halten sich allerdings die

wenigsten Unternehmer. Das liegt zum einen an den noch nicht vorhandenen Gewerkschaften,

die sich für die Fabrikkinder einsetzen, zum anderen an der fehlenden Kontrolle. Selbst die

Geldstrafen sind so niedrig, dass sie nicht ernstgenommen werden.
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1840 – Pfarrer Rabl erwirbt für die Armen-Industrie-Schule ein Grundstück

Vorstadt Au * Der Auer Stadtpfarrer Hermann Rabl kann durch Spenden ein Grundstück an der

Hochstraße 11 erwerben. Dort richtet er eine Obstbaumschule ein, in der die Knaben und

Mädchen der Armen-Industrie-Schule praktische Kenntnisse in der Obstbaumzucht, im

Gartenbau und in landwirtschaftlichen Tätigkeiten erwerben.   Die Einrichtung verbindet Bildung

mit praktischer Arbeit. Ziel ist es, Kindern aus wirtschaftlich benachteiligten Familien nicht nur

eine sinnvolle Beschäftigung zu bieten, sondern ihnen zugleich Fähigkeiten und Kenntnisse zu

vermitteln, die ihre späteren Lebens- und Erwerbschancen verbessern sollen. Damit folgt die

Obstbaumschule dem Grundgedanken der Armen-Industrie-Schule, Armut durch Bildung, Arbeit

und Hilfe zur Selbsthilfe zu begegnen.

1841 – Lola Montez befasst sich mit den modernen spanischen Tänzen

London * Eliza oder Betty James [= Lola Montez] befasst sich mit den damals modernen

spanischen Tänzen und besucht einige Ausbildungsstunden bei einer Tanzlehrerin in London.

Seit dieser Zeit gibt sie sich als spanische Adelige mit dem exotischen Namen „Maria de los

Dolores Porrys y Montez” aus.    Bald stellten sich die ersten Verehrer aus den besten Londoner

Kreisen ein und schon erscheint ihr Name in allen Zeitungen.  Damit beginnt der Karriere-Stern

der „Donna Lola Montez vom Teatro Real, Sevilla” zu leuchten.      Das gebildete England

begeistert sich seit den Dreißiger Jahren des 19. Jahrhunderts an Spanien und den von dort

stammenden Tänzen. 

12. Juni 1841 – Die Deutsche Werktagsschule der Englischen Fräulein in Berg am Laim

Berg am Laim * Die Klosterfrauen der Englischen Fräulein eröffnen im ehemaligen

Jagdschlösschen der Wittelsbacher - weit vor den Toren Münchens - mit dreizehn Zöglingen

zwischen sechs und sechzehn Jahren die Deutsche Werktagsschule der Englischen Fräulein in

Berg am Laim.  Im Gegensatz zum Nymphenburger Institut werden in Berg am Laim keine

Töchter der höheren Stände erzogen. „Hier wird das Institut für bürgerliche Stände bestimmt, die

Gränzen einer guten Elementarschule, nach dem Schulplan des Königreichs Bayern, nicht

überschritten.   Nur ausnahmsweise wird theoretischer Musikunterricht, sowie Unterricht in der

französischen Sprache [...] ertheilt. Dagegen werden die Zöglinge in allen Zweigen der weiblichen

Hand-Arbeiten, und der Haushaltung, der Küche, der Wäsche, des Gartens usw. vorzugsweise

eingeübt.“  Das angesprochene Bildungsziel für Mädchen unter König Ludwig I. lautet: „Es [das

Weib] soll das von Männern gefundene bloß lernen, um es zu benützen, und nur lernen, was sich

Münchner Zeitensprünge Seite 13/55



in seinem Wirkungskreis als künftige Magd oder Frau, Gattin, Mutter, Gesellschafterin anwenden

lässt.“  Der Elementarunterricht findet täglich je zwei Stunden vormittags und nachmittags

statt. Es bleibt also genügend Zeit für Hausfrauenarbeiten.

14. November 1842 – Die Stände-Versammlung erhält ein Mitspracherecht

München-Kreuzviertel * Die nächste Stände-Versammlung dauert vom 14. November 1842 bis

zum 30. August 1843. Sie ist zu Beginn überschattet vom Ausschluss mehrerer Abgeordneter,

hauptsächlich aus der Pfalz.      Den Schwerpunkt der Verhandlungen bildet wiederholt die Frage

der „Erübrigungen“, deren Summe seit dem Jahr 1837 auf fast 30 Millionen Gulden angewachsen

ist, und die der König ohne Beteiligung der Volksvertretung für sich beanspruchen will.   

Eingespart wurden diese Gelder zum größten Teil bei Infrastrukturmaßnahmen. Dabei war der

Zustand der Straßen so katastrophal, dass man amüsiert feststellte, man könne bald nicht mehr

zu den Prachtbauten Ludwigs gelangen. Doch der öffentliche Straßenbau interessierte den König

nicht, da ihm sonst nicht genügend Geld für „seine Sachen“ bleibt.     Zudem wird bei der

Verwaltung und den Bildungseinrichtungen gespart. Der Bildungsetat bleibt dreißig Jahre lang

gleich und beträgt für ganz Bayern nur ein Viertel der Zivilliste für das Königshaus.      Das

Ergebnis der Stände-Versammlung ist das sogenannte „Verfassungsverständnis“, in dem der

König seinen Anspruch auf die alleinige Verfügungsmacht über die „Erübrigungen“ aufgeben

muss. Das Parlament erhält bei der Verwendung der Gelder ein Mitspracherecht und geht aus

dieser Auseinandersetzung gestärkt hervor. 

18. Mai 1848 – Das Frankfurter Paulskirchenparlament tritt erstmals zusammen

Frankfurt am Main * Die 585 gewählten Abgeordneten treten erstmals in der Frankfurter

Paulskirche zusammen und nehmen - nach einem triumphalen Einzug - auf den Kirchenbänken

Platz. Es ist ein Akademiker-Parlament, dem alleine fünfzig Professoren angehören. Drei Viertel

aller Abgeordneten haben eine akademische Ausbildung. Nach einem eher chaotischen Start

entwickelt die Nationalversammlung in der Folge kontinuierlich alle Elemente eines

funktionierenden parlamentarischen Verfahrens.      Die erste deutsche Nationalversammlung tagt

vom 18. Mai 1848 bis zum 30. Mai 1849 an insgesamt 230 Sitzungstagen. An jedem

Sitzungstag versammeln sich um 9 Uhr zwischen 400 und 450 Abgeordnete, die für einen

nationalen Staat und für eine freiheitliche Verfassung streiten. 

2. November 1848 – Die Reaktion holt zum entscheidenden Schlag aus
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Berlin * Mit Blick auf die Vorgänge in Wien holt jetzt auch die preußische Reaktion zum

entscheidenden Schlag aus. König Friedrich Wilhelm IV. den reaktionären Grafen Friedrich

Wilhelm von Brandenburg mit der Regierungsbildung. Außerdem sollt er die

Verfassungsfrage unter Ausschaltung der Nationalversammlung lösen und „die Märzrevolution

entschieden und siegreich stürzen“. 

November 1850 – Ein neuer Baustil soll erfunden werden

München * Um zu einem neuen Baustil zu gelangen, veranlasst König Max II. eine öffentliche

Ausschreibung für das Athenäum-Projekt. Die Kgl. Akademie der Bildenden Künste,verschickt

dazu eine „Einladung zu einer Preisbewerbung die Anfertigung eines Bauplanes zu einer höheren

Bildungs- und Unterrichtsanstalt betreffend“ an insgesamt einhundert Architekten in Deutschland,

deren Beteiligung man gerne gesehen hätte. Zudem wird die Konkurrenz in Tageszeitungen und

Fachzeitschriften angekündigt.    Das Wettbewerbsprogramm und die nachgereichten

Erläuternden Bemerkungen stellen die Bewerber jedoch vor eine komplexe Aufgabe. So soll

durch die Verschmelzung der Elemente und Eigentümlichkeiten der Stilgattungen aller Epochen -

unter Berücksichtigung der altdeutschen gotischen Baukunst ein bis dahin noch nicht

dagewesener Baustil im Sinne eines bayerischen Nationalstils geschaffen werden.    Der Wunsch

nach Verwendung des „Formenprinzips der altdeutschen, sogenannten gotischen Architektur“

lassen aber den Architekturwettbewerb letztlich scheitern.

15. November 1850 – Der Verein zur Ausbildung der Gewerke wird gegründet

München-Kreuzviertel * Der Verein zur Ausbildung der Gewerke wird gegründet. August von Voit

übernimmt den Vorsitz und erklärt in seiner Rede, dass es zur Verpflichtung des Vereins gehört,  

    die „deutsche Kunst wieder vollständig frei zu machen von Nachahmung“,   worunter er die

„schädliche Orientierung an der Kunstindustrie Frankreichs“ versteht.      Statt dessen wollen die

Vereinsmitglieder       „auf die reichen, schönen, lebendigen, entwicklungsfähigen Formen des

romanischen und germanischen Styles in Deutschland“ zurückgreifen,   um so „am größten und

schwierigsten Bau der Gegenwart, an der Einheit des Vaterlandes“ mitzuwirken.

Dezember 1850 – Ein Architekturwettbewerb für einen bayerischen Nationalstil

München-Haidhausen * Ein Architekturwettbewerb zur Ausarbeitung eines Bauplans für eine

höhere Bildungs- und Unterrichtsanstalt wird in Tageszeitungen und Fachzeitschriften
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ausgeschrieben. Teil der Aufgabe ist auch ein Raumprogramm für eine „geräumige, zur

Aufnahme von mindestens 80 größeren und kleineren Gemälden bestimmte Halle“.   Darüber

hinaus wird der Ausschreibungstext mit der Bitte um Teilnahme an rund einhundert Architekten in

Deutschland, Frankreich, England, der Schweiz und Dänemark versandt, deren Mitwirkung

besonders erwünscht ist. Man will einen „bis dahin noch nicht dagewesenen Baustil“ im Sinne

eines bayerischen Nationalstils schaffen.   Die Initiative zu diesem Wettbewerb geht auf den

Direktor der Akademie der Bildenden Künste, Wilhelm von Kaulbach, zurück.

6. Oktober 1857 – Grundsteinlegung für das Maximilianeum

München-Haidhausen * Die Münchner Prominenz feiert in Anwesenheit von König Max II. und

höchster Regierungsvertreter auf dem Ripfelanger die Grundsteinlegung für die künftige

Bildungseinrichtung und die Gemäldegalerie.   Bei stürmischem Wind und strömenden Regen

singt ein zweihundert Mann starker Chor: „Bayerns hoffnungsvollen Söhnen baut Max hier ein

Asyl, alles Wahren, Guten, Schönen, Sterne sind ihr leuchtend Ziel.” Danach leitet der König mit

drei Hammerschlägen die Bauarbeiten ein.   Von der Grundsteinlegung bis zur Fertigstellung des

Maximilianeums vergehen insgesamt siebzehn Jahre, da in dem von Quellen durchströmten,

abschüssigen Geröllhang komplizierte Fundamentierungsarbeiten notwendig sind. 

16. Mai 1860 – Der Verein zur körperlichen Ausbildung wird gegründet

München * Der Münchner Turnverein wird als Verein zur körperlichen Ausbildung wieder

gegründet.

1862 – Der Münchner Turnverein

München * Der Verein zur körperlichen Ausbildung wird wieder in Münchner

Turnverein umbenannt. 

1862 – Gründung der ersten deutschen Mädchen-Handelsschule

München-Graggenau * Anton Riemerschmid gründet auf eigene Kosten - gemeinsam mit

Matthias Reischle - die „Riemerschmid-Reischle’sche Handelslehranstalt für Frauenzimmer“. Die

Schule eröffnet im Wohn- und Geschäftshaus Riemerschmids an der Ecke Kanalstraße (heute

Münchner Zeitensprünge Seite 16/55



Stollbergstraße) und Hildegardstraße und bietet erstmals in Deutschland eine kaufmännische

Ausbildung für Mädchen an.   Matthias Reischle übernimmt die Leitung der Schule und ist

zugleich Prokurist der Firma Anton Riemerschmid. Ziel der Einrichtung ist es, insbesondere

Töchtern weniger begüterter Familien neue berufliche Perspektiven zu eröffnen.

1. März 1864 – Prinz Otto wird ins Kadettenkorps eingeführt

München * Prinz Otto wird zur militärischen Ausbildung ins Kadettenkorps eingeführt. 

1865 – Die Maximiliansstiftung für kunstgewerbliche Ausbildung wird gegründet

München * Die Maximiliansstiftung für kunstgewerbliche Ausbildung wird gegründet. Sie vergibt

sowohl Schul- als auch Reisestipendien.

23. März 1865 – Richard Wagner erstellt ein Konzept für eine Deutsche Musikschule

München * Richard Wagner erstellt ein Konzept für eine Deutsche Musikschule in der er       die

Ausbildung dramatischer Sänger für die Aufführung theatralischer Werke,   einen neuen

Gesangsstil,   dazu opernreformatorische Aspekte und   verschiedene darauf aufbauende

Ausbildungsinhalte       in den Mittelpunkt der Wissensvermittlung stellt. 

9. Mai 1869 – Der Deutsche Alpenverein wird gegründet

München * Im Gasthof Zur blauen Traube gründen 36 Männer, 34 davon aus München, dazu ein

Kurat aus Vent im Ötztal und ein Prager Kaufmann, einen „bildungsbürgerlichen

Bergsteigerverein“. Das ist die Geburtsstunde des Deutschen Alpen Vereins. Im Paragraph 1 der

Vereinsstatuten ist als Ziel festgeschrieben: „[…] die Kenntniss der deutschen Alpen zu verbreiten

und die Bereisung Derselben zu erleichtern.“ 

11. Juni 1870 – Das erste deutsche Urheberrecht wird verabschiedet

Berlin * Das erste deutsche Reichsgesetz betreffend das Urheberrecht an Schriftwerken,

Abbildungen und musikalischen Kompositionen wird verabschiedet. Es hat aber bis zur Gründung

Münchner Zeitensprünge Seite 17/55



der Anstalt für musikalisches Aufteilungsrecht im Jahr 1902 nur wenig Bedeutung.

1871 – Ein vielfältiges Volksbildungswesen entwickelt sich

Königreich Bayern * Im Zeitraum von der Reichsgründung 1871 bis zum Ende des Ersten

Weltkrieges entwickelt sich in Bayern ein vielfältiges Volksbildungswesen, das von verschiedenen

politisch-gesellschaftlichen Richtungen getragen wird. Im Bereich des bürgerlich-liberalen Lagers

entstehen Volksbildungsvereine, die als Vorläufer der Volkshochschulen angesehen werden

können.

11. November 1871 – Die Kreislehrerinnenbildungsanstalt für Oberbayern wird gegründet

München * Die Kreislehrerinnenbildungsanstalt für Oberbayern wird als Lehranstalt für weltliche

Lehrerinnen durch einen Beschluss des Bayerischen Landtags gegründet. Damals werden

Schulen nur von klösterlichen Lehrerinnen geleitet. Für interessierte und begabte Frauen ist es

jedoch nur über Einrichtungen dieser Art möglich, eine beruflich gehobene Qualifikation zu

erreichen und damit zu gesellschaftlichem Ansehen zu kommen.    Da die Universitäten

„frauenfrei“ gehalten werden, ist der Beruf der Volksschullehrerin eine der wenigen, möglichen

Alternativen. 

8. April 1872 – Die Kreislehrerinnenbildungsanstalt kommt ins Schulhaus im Rosenthal

München-Angerviertel * Zunächst wird die Kreislehrerinnenbildungsanstalt für Oberbayern im

Schulhaus im Rosenthal untergebracht. 

14. Oktober 1872 – Die Kreislehrerinnenbildungsanstalt zieht in die Ludwigstraße

München-Maxvorstadt * Die Kreislehrerinnenbildungsanstalt für Oberbayern hat im Gebäude des

Damenstifts an der Ludwigstraße ihre neue Unterkunft gefunden. Die

Lehramtsaspirantinnen müssen eine höhere Erziehungs- und Unterrichtsanstalt besuchen und

anschließend eine zweijährige Fachausbildung durchlaufen, werden aber nicht in den gleichen

Fächern ausgebildet wie die Männer.    Behörden und Lehrer sehen die Frau in der Schule - zwar

als einen hübschen, aber dennoch - als Ärgernis erregenden Fremdkörper an. Kritiker betonen,

dass der Körper der Lehrerinnen „den Anstrengungen des Schulberufs weniger gewachsen ist als
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der der Männer. Wir Deutsche aber, die dem konzentrischen Drucke aller Völker Europas

ausgesetzt sind, können die Verweiblichung am allerwenigsten brauchen. Wir können uns in

unserer Stellung nur halten aufgrund jener harten Männertugenden, die das schönste Erbteil des

deutschen Volkes sind.“       Die Lehrerinnen werden von ihrem männlichen Kollegen verteufelt,

obwohl ihr Lohn sowieso schon geringer als der ihrer männlichen Kollegen ist.   Außerdem haben

die meisten weiblichen Lehrkräfte keine feste Anstellung und kommen über die untersten Stufen

der Hierarchie nicht hinaus.   Hinzu kommt noch ein strenges Zölibat, ein Heiratsverbot.    Das

verordnete Eheverbot für die Lehrerinnen ist ein wirksames Mittel, die Quote der weiblichen

Lehrkräfte niedrig zu halten.        Die Unvereinbarkeit zwischen Ehe und Lehrberuf wird begründet

und verteidigt. So kommt der Bayerische Landtag zur Erkenntnis, dass das Eheverbot „einem

dem Interesse der Schule schädlichen Widerstreit zwischen den Pflichten einer Frau als Lehrerin

und als Ehefrau“ zuvorkomme. 

1874 – Leonhard Romeis tritt einen 15-monatigen  Studienaufenthalt in Italien

Italien * Leonhard Romeis schließt nach seiner Ausbildung an der Kunstgewerbeschule einen

15-monatigen Studienaufenthalt in Italien an. Finanziert wird die Reise von der

Maximiliansstiftung für kunstgewerbliche Ausbildung.

25. August 1876 – Die Wittelsbacherbrücke wird der Öffentlichkeit übergeben

München-Ludwigsvorstadt - München-Au * Am 31. Geburtstag König Ludwigs II. wird die

Wittelsbacherbrücke der Öffentlichkeit übergeben. Die eiserne Brücke stammt von der Münchner

Tochtergesellschaft der Cramer-Klett'schen Eisenwerke Nürnberg, der Süddeutschen

Brückenbaugesellschaft.    Einen besonderen Aufwand betreibt man mit den zwei

Brückenportalen, die reich ausgestattet waren. Den bisherigen Holzsteg reißt man kurz vor

Fertigstellung der Brücke ab. Zweifellos ist eine leistungsfähige Brücke für Untergiesing

überlebensnotwendig, da hier bisher nur sehr wenig funktioniert hat: kein Bahnhof, kein

Schlachthof, dafür aber der städtebaulich stark behindernde Bahndamm.    Eine Brücke ist

Untergiesings letzte Chance, denn nur durch sie ist mit einer großflächigen Ansiedlung von

Industriebetrieben und Unternehmen zu rechnen, nur durch sie entstehen neue Impulse für die

Entwicklung des Stadtviertels, nur durch den neuen Isarübergang kann der Wohlstand der

Bewohner gefördert werden und nur durch ihn kann bei der Vorstadt-Bevölkerung „Bildung und

bürgerlicher Freisinn“ zunehmen.
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1883 – Ernst Philipp Fleischer studiert in München

München * Ernst Philipp Fleischer erhält seine künstlerische Ausbildung zunächst in Dresden bei

Julius Schnorr von Carolsfeld, ab 1883 in München bei Wilhelm Diez und Karl von Piloty, dem

damaligen Direktor der Münchner Akademie, sowie in Berlin bei Karl Gussow.     Wie viele seiner

Zeitgenossen unternimmt auch er ausgedehnte Studienreisen ins Ausland. In Venedig hielt er

sich längere Zeit auf.

28. März 1884 – Carl Peters gründet die Gesellschaft für deutsche Kolonisation

Berlin * Carl Peters gründet die Gesellschaft für deutsche Kolonisation, in der überwiegend kleine

Gewerbetreibende, Offiziere und Beamte sowie kleinere und mittlere Kaufleute vertreten sind.

Während der Deutsche Kolonialverein das gehobene Besitz- und

Bildungsbürgertum repräsentiert, ist die Gesellschaft eher nationalistisch-rassistisch geprägt und

steht in harter Konkurrenz zum Deutschen Kolonialverein. 

1891 – Italienische Sammelklassen in der Haidhauser Wörthschule

München-Haidhausen * Insgesamt 80 Italiener werden in einer Sammelklasse in der Haidhauser

Wörthschule unterrichtet. „Einer allgemeinen Fortbildungsschule konnte man sie nicht zuführen,

da sie der deutschen Sprache nicht mächtig waren. Für sie bildete man eine eigene Klasse an

der Wörthschule und erteilte ihnen abends und an Sonntagen acht Stunden wöchentlich

Unterricht.“    In München gab es - im Gegensatz zu den meisten anderen Großstädten im Reich -

diese äußerst fortschrittliche Einrichtung, in der italienisch-kundige bayerische Lehrer zwei- bis

dreimal in der Woche in den Fächern Geographie, Kalligraphie, Rechnen, Deutsch und

Religion unterrichteten.    Durch das Erlernen der deutschen Sprache sollte eine Integration

hierzulande erleichtert werden, durch das Fach Geographie, in dem ausschließlich italienische

Landeskunde gelehrt wurde, die Bindung zur Heimat gewahrt bleiben.  Da ein Mann in Italien erst

dann als vollberechtigter Staatsbürger galt, wenn er vor einem Notar seinen Namen schreiben

konnte, war der Schreibunterricht für eine Wiedereingliederung in der Heimat von besonders

großer Wichtigkeit.    Da die Schule von den weit außerhalb gelegenen Ziegeleien jedoch oft nur

in mehrstündigen Fußmärschen zu erreichen war, und auch die Akkordanten nicht einmal für die

Zeit der Schulstunden auf ihre billigsten Arbeitskräfte verzichten wollten, konnte nur eine

begrenzte Anzahl der italienischen Kinder die Schule an der Wörthstraße besuchen.
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März 1892 – Zahlreiche Behörden ziehen in die Alte Isarkaserne

München-Isarvorstadt - Museumsinsel * Die Garnisonsverwaltung zieht von der Alten

Isarkaserne auf der Kohleninsel nach Neuhausen. Damit beginnt die Übergabe des Geländes an

die Stadt München. Diese quartiert in der ehemaligen Kaserne zahlreiche Behörden ein:       die

städtische Desinfektionsanstalt,   die Inspektion für Blitzableiteranlagen,   das polizeiliche

Krankenträgerinstitut,   den Sanitätsverband,   die Lehrwerkstätten des Volksbildungsvereins und 

 die Berufsschule für Friseure.

1895 – Valentin Ludwig Fey besucht die Privat-Bürgerschule Dr. Ustrich

München-Graggenau * Valentin Ludwig Fey beginnt mit seiner Ausbildung in der

Privat-Bürgerschule Dr. Ustrich in der Münzstraße 4.

1900 – Einstellungsbedingungen für Frauen im Fernsprechdienst

München * Für Frauen im Fernsprechdienst gelten folgende Einstellungsbedingungen:        „Die

Bewerberinnen - Mädchen oder kinderlose Witwen - müssen    zwischen 18 und 25 Jahre alt

sein,    eine gute häusliche Erziehung erhalten und    sich sittlich tadellos geführt haben,    von

entstellenden Gebrechen frei und    körperlich vollkommen gesund sein,    namentlich ein gutes

Seh- und Hörvermögen sowie    normale Atmungswerkzeuge besitzen und    nicht zu

Ohrenleiden, Nervosität und Bleichsucht neigen.    Zur Einstellung als Telegraphengehülfin ist im

allgemeinen eine Körpergröße von mindestens 158 cm erforderlich.   Die Bewerberinnen dürfen

keine Schulden haben.   Es können in der Regel nur solche Bewerberinnen angenommen

werden, welche in dem Orte der Beschäftigung dauernd festen Familienanhalt durch nahe

Verwandte haben und bei diesen wohnen.   Ausnahmen hiervon unterliegen der Genehmigung

der Ober-Postdirektion. [...]     Die Beschäftigung ist eine widerrufliche und gewährt keinen

Anspruch auf Zulagen, Unterstützungen usw.   Die Verheiratung hat den Verlust der Stelle zur

Folge.“      Neben den günstigen Lohnkosten werden die Damen auch wegen ihrer - als weibliche

Sozialisation beschriebenen - geschlechtsspezifischen Eigenschaften wie Einfühlungsvermögen,

Aufmerksamkeit, Genauigkeit, Höflichkeit, Geduld, einfach „die ausgleichenden und vermittelnden

Qualitäten der Frau“, eingestellt. Gerade in der Anfangsphase des Vermittlungsdienstes müssen

die Frauen die Pannen, Störungen und Kapazitätsprobleme der Technik mit ihrer „natürlichen

Veranlagung“ ausgleichen.       Sie kommen meistens aus gutem Hause,   sind unverheiratet,  

besitzen eine ordentliche Schulbildung - zum Teil sogar mit Fremdsprachenkenntnissen - und  

verfügen über einen einwandfreien Leumund.      Mit diesen Voraussetzungen garantieren sie ein
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adäquates Benehmen im Umgang mit den „sozial hochgestellten Telefonabonnenten“. Aus einer

Vielzahl von Bewerberinnen können die bestqualifiziertesten Frauen ausgewählt werden, die

aufgrund ihrer Vorbildung, Sozialisation und Jugend als hoch motivierte Arbeitskräfte mit wenig

anderen Berufs- oder Aufstiegschancen anerkannt sind. Die jungen Damen haben eine

Aufnahmeprüfung in Rechnen, Geographie und Aufsatz zu absolvieren. Nach einer halbjährigen

Probezeit müssen sie eine mündliche Prüfung ablegen und praktisch beweisen, dass sie Telefon-

und Telegrafenapparate bedienen können.    Die Tätigkeit in der Telefonvermittlung wird jetzt als

dauerhafte Beschäftigung für Frauen verstanden. Wie schwer der Beruf der Telefonistin war,

hängt von einer Reihe von Faktoren ab, beispielsweise von der Größe der Stadt und der Art der

Vermittlungsstelle. Die Arbeit einer Ortsvermittlungskraft gilt als monoton und - darüber sind sich

die Arbeitsmediziner einig - stellt hohe Anforderungen an das Nervensystem. „Eine über mehrere

Jahre tätige Telephonistin musste einfach hysterisch werden“.       Die wöchentliche Arbeitszeit

schwankt - je nach Schwere des Dienstes - zwischen 42 und 48 Stunden,    nur jeder dritte

Sonntag ist frei.   Die Dienstschicht dauert elf Stunden;   Urlaub gibt es keinen.      Der

Durchschnittsverdienst einer Telefonvermittlungskraft liegt etwas über dem von weiblichen

Kaufhausangestellten und etwas unterhalb der Einkünfte von Lehrerinnen. Nur einzelne Kräfte

können zur Aufsicht aufrücken.    Während des Dienstes ist das Tragen einer einheitlichen

Dienstbluse aus dunkelblauem Stoff vorgeschrieben, da man befürchtet, dass „bei der Eigenart

der weiblichen Natur nur zu leicht ein gegenseitiges Überbieten in der äußeren Erscheinung Platz

greifen würde“. 

27. Januar 1900 – Europäische Einrichtungen wollen vor den Boxern geschützt werden

Shandong - China * Die Kolonialmächte fordern die chinesische Regierung auf, europäische

Einrichtungen vor den Boxern zu schützen.    Im Frühjahr und Sommer 1900 führen Attacken der

sogenannten Boxerbewegung gegen Ausländer und chinesische Christen zu einem Krieg

zwischen China und den Vereinigten acht Staaten, die sich zusammensetzten aus dem

Deutschen Reich, Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan, Österreich-Ungarn, Russland und

den USA.    Getragen wird der Boxeraufstand von den Verbänden für Gerechtigkeit und

Harmonie. Die Boxer bekämpfen den europäischen, US-amerikanischen und japanischen

Imperialismus. Die Bezeichnung Boxer bezieht sich auf eine traditionelle chinesische

Kampfkunstausbildung, die sich selbst als Yihetuan, also Verband für Gerechtigkeit und

Harmonie, nennt. Bei den Boxern handelt es sich um eine soziale Bewegung die sich zwischen

1898 und 1900 als unmittelbare Reaktion auf die Krisenstimmung gegen Ende des 19.

Jahrhunderts gebildet hatte.    Ihr ursprünglicher Schwerpunkt lag in der Provinz Shandong, wo

das Deutsche Reich“einige Bergbau- und Eisenbahnkonzessionen besaß. Im Frühjahr und
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Sommer 1900 breitet er sich dann über weite Teile Nordchinas aus.    Die Boxer machen die

Ausländer und die chinesischen Christen für die Störungen der natürlichen Umwelt und der

sozialen Harmonie verantwortlich. Sie fordern die Beseitigung der Feinde Chinas mit Gewalt, um

die Harmonie wieder herzustellen und treten dabei als Unterstützer der herrschenden

Quing-Dynastie auf. Eine ihrer Parolen lautet: „Unterstützt die Quing und vernichtet die

Fremden.“ 

1902 – Die Carl-Borromäus-Kirche wird abgerissen

München-Au *  Die Carl-Borromäus-Kirche und die Franz-von-Paula-Kapelle im Kloster Neudeck

fallen der Spitzhacke zum Opfer. Nur eine Nachbildung der Kirchenkuppel hat sich im

Bayerischen Nationalmuseum erhalten.

Mai 1902 – Karl Valentin besucht die Münchner Varieté-Schule Lehmann & Grimm

München * Valentin Ludwig Fey besucht bis August 1902 die Münchner Varieté-Schule Lehmann

& Grimm. Die Ausbildung kostet 400.- Mark. Da Valentin noch nicht volljährig ist, unterschreibt

sein Vater als Erziehungsberechtigter den Vertrag und bezahlt die damals stolze Summe. 

1903 – Michael Faulhaber stuft Frauen als „Menschen zweiter Wahl“ ein

Straßburg - Speyer * Bis zu seiner Ernennung zum Bischof von Speyer im Jahr 1911 ist Michael

Faulhaber Inhaber eines Lehrstuhls eines Professors für alttestamentarische Exegese und

biblische Theologie an der Kaiser-Wilhelm-Universität in Straßburg.     Bereits während dieser

Zeit nimmt er ultrakonservative Positionen ein. Unter anderem stuft er Frauen als „Menschen

zweiter Wahl“ ein, wenn er sagt: „Die hausrechtliche Stellung der Frau ist dem Gotteswort

umzirkelt, das Weib soll die Gehilfin des Mannes sein. [...] Diese untergeordnete Stellung ist der

ursprüngliche Wille des Schöpfers.“      Demzufolge ist auch die Entscheidung der

Reichsregierung, wonach eine verheiratete Frau auch Lehrerin werden darf, gegen den Willen

Gottes. Er bezeichnet die Regelung als eine „Missgeburt mit einem doppeltem Gesichte, weil

man nicht im Nebenamt Mutter sein und weil eine Person nicht zwei Berufe erfüllen kann“.   

Natürlich hat die Kirche nichts gegen die Frauenbildung, doch auf den Hochschulen sollen die

Damen die Ausnahme und in der Kirche haben sie stumm zu sein. Gerne zitiert er das

Paulus-Wort: „Wenn sie [die Frauen] lernen wollen, sollen sie zu Hause ihre Männer fragen. Es

ist eine Schande, wenn in den gottesdienstlichen Versammlungen eine Frau das Wort nimmt.“
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3. Dezember 1908 – Die Kreislehrerinnenbildungsanstalt kommt an die Frühlingstraße

München-Au * Der von Hans Grässel geschaffene Neubau für die Kreislehrerinnenbildungsanstalt

für Oberbayern in der Frühlingstraße [heute: Eduard-Schmid-Straße] wird seinem Zweck

übergeben. 

4. August 1914 – Die Maria-Theresia-Schule kommt in die Kreislehrerinnenbildungsanstalt

München-Au * Die Maria-Theresia-Kreisrealschule wird - kriegsbedingt - bis 1919 im Gebäude

der Kreislehrerinnenbildungsanstalt für Oberbayern in der Frühlingstraße [heute:

Eduard-Schmid-Straße] untergebracht. 

18. Januar 1917 – Organisatorische Trennung der SPD beschlossen

Berlin * Der SPD-Vorstand hält an seinem Konfrontationskurs fest und schließt die

SAG-Abgeordneten und die führenden Köpfe der Spartakusgruppe aus der SPD aus und fordert

die lokalen Parteigliederungen auf, mit deren Anhängern vor Ort ebenso zu verfahren.     Obwohl

die Führung der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft - SAG es bisher vermied, die Bildung

einer neuen Partei zu propagieren, treten – zur Überraschung der SAG wie der SPD-Führung -

ganze Ortsvereine aus der SPD aus. 

15. März 1917 – Russlands Zar Nikolaus II. muss abdanken

Petersburg * Zar&nbsp;Nikolaus II. muss als Folge der Februarrevolution&nbsp;abdanken. Er tut

dies zugunsten seines jüngeren Bruders Großfürst&nbsp;Michail Alexandrowitsch

Romanow.&nbsp;Da Nikolaus II. vergisst, seinem Bruder die formelle Thronfolge in einem

Telegramm mitzuteilen, ist Michail einer Letzten, der davon erfährt.    Die russische

Duma&nbsp;proklamiert die Bildung einer bürgerlichen Regierung unter Georgi J. Fürst

Lwow.&nbsp;Diese beschließt, dass der Großfürst&nbsp;zum Thronverzicht&nbsp;überredet

werden soll. Sollte er sich weigern, will die provisorische Regierung&nbsp;ihren Rücktritt

erklären.&nbsp;

18. September 1917 – Die SPD bringt den Antrag Auer-Süßheim ein
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München-Kreuzviertel * Ein von der SPD in der Bayerischen Abgeordnetenkammer eingebrachter

Reformantrag, genannt  „Antrag Auer-Süßheim“, fordert:         Ersetzung des

Zweikammersystems durch das Einkammersystem.   Aufhebung der Kammer der Reichsräte.  

Einführung des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts zum Landtag für alle

volljährigen Staatsangehörigen ohne Unterschied des Geschlechts nach den Grundsätzen der

Verhältniswahl.   Ausbau der Gesetzesinitiative des Landtags.   Beseitigung des königlichen

Sanktionsrechts.   Ernennung der Minister und Bundesratsmitglieder nach Vorschlag des

Landtags.   Selbstbestimmungsrecht des Landtags in Bezug auf Zusammentritt und Vertagung.  

Einjähriger Staatshaushalt.   Beseitigung aller Vorrechte der Geburt und des Standes, Aufhebung

der bisherigen Privilegien der Standesherren, Abschaffung des Adels.   Verbot der Bildung neuer

und der Vergrößerung bisheriger Fideikommisse. Auflösung der bestehenden Fideikommisse.  

Aufhebung der bisherigen Privilegien des Königs und der Mitglieder der königlichen Familie,

insbesondere der Steuer- und Portofreiheit, der Unverantwortlichkeit und des besonderen

Gerichtsstandes.   Trennung der Kirche vom Staat, Aufhebung der Privilegien der anerkannten

Religionsgemeinschaften. Vollkommene Durchführung der Gewissens-, Religions- und

Kultusfreiheit. 

31. Januar 1918 – Den verschärften Belagerungszustand über Berlin verhängt

Berlin * Das Militär verhängt den verschärften Belagerungszustand über Berlin.       Die Behörden

lösen den Arbeiterrat auf und untersagen die Bildung einer neuen Streikleitung.   Die

SPD-Parteizeitung Vorwärts wird verboten, weil er über die Sympathiestreiks in Budapest und

Wien berichtet hat. 

8. April 1918 – Die USPD-Diskussionsabende werden eingestellt

München-Ludwigsvorstadt * Nachdem sich nur mehr acht Personen am

USPD-Diskussionsabend&nbsp;im Gasthaus Zum Goldenen Anker&nbsp;in der Schillerstraße

beteiligen, stellt man dieses Bildungsangebot wieder ein.&nbsp;Durch die Verhaftung der

Vordenker der Partei sind ihr       die Integrationsfiguren weggebrochen,  

nennenswerte&nbsp;Aktionen finden nicht mehr statt.   Die Münchner USPD versinkt in der

Bedeutungslosigkeit.&nbsp;

12. September 1918 – Der Interfraktionelle Ausschuss will eine Regierungsneubildung
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Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss, das gemeinsame Gremium von MSPD,

Zentrum und Linksliberalen, loten erstmals seit den Januarstreiks aus, welche Gemeinsamkeiten

ihnen geblieben sind. In der Sitzung suchen die Mehrheitsparteien gemeinsam nach einem

Ausweg, zu dem auf jeden Fall eine Regierungsneubildung gehören muss.     Man ist sich einig

über die Unglaubwürdigkeit unserer Regierung im Ausland. Mit dem Kaiser, der Obersten

Heeresleitung und der Regierung Hertling wird es keinen Verständigungsfrieden geben können.

Es wird deutlich, was die  Spitze der Mehrheitssozialdemokratie will: keine Revolution, keinen

Bürgerkrieg, dafür eine rasche Demokratisierung einschließlich einer gleichberechtigten

Arbeiterschaft. 

28. September 1918 – General Ernst Ludendorff will ein Waffenstillstandsgesuch

Spa * Als immer mehr schlechte Nachrichten auf Generalquartiermeister Erich Ludendorff

zukommen, kann er sich länger nicht mehr einer realistischen Lagebeurteilung verweigern.

Schnell und entschlossen handelt er. Am Vormittag lässt er Reichskanzler Georg Friedrich Graf

von Hertling mitteilen, „dass eine Umbildung der Regierung oder ein Ausbau derselben auf

breiterer Basis“ nötig ist.    Am Abend weiht er den Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg in

seine Planungen für ein Waffenstillstandsgesuch ein. Dieser stimmt den Vorschlägen - wie üblich

- zu. 

29. September 1918 – Ludendorff erhält die Zustimmung für sein Waffenstillstandsgesuch

Spa - Berlin * Staatssekretär Paul von Hintze verhandelt am Vormittag mit Generalquartiermeister

Ernst Ludendorff über das weitere Vorgehen. Ludendorffs Forderung nach einem

Waffenstillstandsersuchen binnen 24 Stunden, das  unter die Verantwortung der

Reichstagsmehrheit gestellt wird, wird - bei aller Gefahr für Heer, Volk, Reich und Monarchie -

von Hintze befürwortet. Ludendorff begründet es damit, dass er nicht mehr dafür garantieren

kann, eine militärische Katastrophe an der Westfront zu verhindern.     Staatssekretär Paul von

Hintze will eine „Revolution von oben“ und damit einen vollständigen Systemwechsel vornehmen.

Eine Umbildung der jetzigen Regierung lediglich durch Hinzuziehen einiger Parteienvertreter hält

er nicht für ausreichend. Der Gedanke gefällt Ludendorff, da ein radikaler Bruch mit der

bisherigen Regierung die Glaubwürdigkeit gegenüber den Kriegsgegnern erhöhen würde.    Der

Generalquartiermeister erhält die Zustimmung für das weitere Vorgehen vom Staatssekretär Paul

von Hintze und vom greisen Reichskanzler Georg Friedrich Graf von Hertling.    Anschließend

informiert Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg gemeinsam mit Staatssekretär Hintze, aber

ohne den Reichskanzler, Kaiser Wilhelm II.. Dieser ist sowohl mit der Regierungsumbildung als
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auch mit dem Waffenstillstandsgesuch einverstanden. 

2. Oktober 1918 – Ludendorff will keinesfalls Verantwortung übernehmen

Berlin * Um nicht selbst die Verantwortung für den verlorenen Krieg übernehmen zu müssen,

drängt Generalquartiermeister Erich Ludendorff auf die Bildung einer parlamentarisch getragenen

Regierung. Im Kreis des Generalstabs erklärt Generalquartiermeister Erich Ludendorff, dass er

Kaiser Wilhelm II. gebeten habe, „jetzt auch diejenigen Kreise an die Regierung zu bringen,

denen wir es in der Hauptsache zu danken haben, dass wir so weit gekommen sind. Die sollen

nun den Frieden schließen, der jetzt geschlossen werden muss. Sie sollen die Suppe jetzt essen,

die sie uns eingebrockt haben!“     Ludendorff geht es nur um das Abwälzen der Verantwortung

für die sich abzeichnende Niederlage, auf der sich später die „Dolchstoßlegende“ aufbauen wird. 

3. Oktober 1918 – Friedrich Ebert will in die Regierung - Philipp Scheidemann nicht

Berlin * Philipp Scheidemann, der Außenpolitische Sprecher der SPD im Reichstag und zweiter

Mann in der SPD-Reichstagsfraktion plädiert gegen den Eintritt in ein „bankrottes Unternehmen“. 

  Friedrich Ebert argumentiert in der Fraktionssitzung für die Beteiligung an der Regierung. Denn

die Partei darf sich nicht dem Vorwurf aussetzen, dass sie in einem Augenblick ihre Mitwirkung

versagt hat, in dem man sie dringend von allen Seiten darum bat. „Wir müssen uns im Gegenteil

in die Bresche werfen“. Friedrich Ebert wird sich mit dieser Argumentation durchsetzen.    Damit

kann eine parlamentarisch verantwortliche Regierung unter Reichskanzler Prinz Max von Baden

gebildet werden. Gemeinsam mit den Sozialdemokraten, den Liberalen und dem Zentrum verfügt

der Reichskanzler über eine solide parlamentarische Mehrheit. 

11. Oktober 1918 – Forderung nach einem gerechten Wahlrecht

München * Der fortschrittliche Volksverein Münchens fordert die „Schaffung eines gerechten, die

wahren Kräfteverhältnisse wiedergebenden Wahlrechts als unerlässliche Voraussetzung für die

Bildung einer wahren Volksregierung“.

12. Oktober 1918 – Erhard Auer zum SPD-Landesvorsitzenden gewählt

München-Au * Der Landesparteitag der MSPD beginnt im Franziskaner-Keller an der Hochstraße.
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Er dauert bis zum 13. Oktober. Der Parteitag wählt Erhard Auer als Nachfolger für Georg von

Vollmar zum Landesvorsitzenden. Auer interprediert die innenpolitischen Vorgänge der

vorangegangenen Tage, die Bildung einer Reichsregierung unter Beteiligung der MSPD, wie

folgt:    „Wir erleben die größte Revolution, die es je gegeben hat. Nur die Form ist heute eine

andere, deswegen eine andere, weil durch die Disziplinierung der Arbeiterschaft – und das ist das

Verdienst der Arbeiterbewegung – andere Formen möglich sind, weil es möglich ist, auf legalem

Wege zu erreichen, wofür wir seit Jahrhunderten stritten.“ 

15. Oktober 1918 – Die Liberale Fraktion stellt ihre Forderungen vor

München * Die Liberale Fraktion der Bayerischen Abgeordnetenkammer fordert       die

Abschaffung des bisherigen Beamtenministeriums,   die Bildung einer Volksregierung auf

parlamentarischer Grundlage unter Beschränkung der königlichen Gewalt und Beiziehung der

Sozialdemokraten.   Die sofortige Beschlussfassung über die nötigen verfassungsrechtlichen

Umgestaltungen und Verwaltungsreformen, insbesondere auch   die Einführung des

Verhältniswahlrechts.

2. November 1918 – Die Bayerische Regierung legt ihre Ämter nieder

München-Kreuzviertel * Die bayerischen Minister der Staatskrone legen ihre Ämter nieder,

nachdem ihnen König Ludwig III. die Auflösung der Regierung Dandl nahe gelegt hatte.   

Ex-Ministerpräsident Otto von Dandl wird mit der Neubildung der Regierung unter Einbeziehung

des Landtags beauftragt. Die zurückgetretenen Minister führen ihre Ämter bis zur geplanten

Neubildung der Regierung kommissarisch aus. 

2. November 1918 – Ein bayerisches Abkommen über parlamentarische Reformen

München-Kreuzviertel * Unter dem Eindruck der revolutionären Unruhen im Deutschen Reich

schließt die bayerische Regierung mit Delegierten der im Landtag vertretenen Parteien ein

Abkommen über parlamentarische Reformen, in der wesentliche Forderungen der SPD erfüllt

werden. Sie beinhaltet:       Die Einführung der Verhältniswahl zur Kammer der Abgeordneten.  

Eine ergiebige Verstärkung der Kammer der Reichsräte durch Vertreter der Gemeinden, der

Hochschulen und der wichtigsten Berufs- und Erwerbsstände.   Von den Prinzen des Königlichen

Hauses gehören nur noch der Kronprinz und fünf weitere der Reichsrätekammer an.   Keine

weitere Ernennung erblicher Reichsräte.   Ein Veto der Reichsrätekammer gegen ein Gesetz
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kann durch dreimalige Abstimmung der Abgeordnetenkammer überstimmt werden.    Die

Einjährige Finanzperiode.   Als Minister können nur Personen berufen werden, die das Vertrauen

der Kammern des Landtags besitzen.   Ein Ministerium für Soziale Fürsorge wird neu gebildet

und mit einem Sozialdemokraten besetzt.   Ferner sollen vier Abgeordnete als Minister ohne

Portefeuille [= Ressort, Ministerium] berufen werden, einer davon aus den Reihen der

sozialdemokratischen Fraktion.      Die notwendige Kabinettsumbildung ist für den 8. November

angekündigt.    Die Verhältniswahl zur Abgeordnetenkammer ist eine alte sozialdemokratische

Forderung und die Vereinbarungen über die Kammer der Reichsräte laufen auf eine

Demokratisierung der Kammer der Adeligen und des hohen Klerus hinaus. Dadurch hätte die

Bayerische Verfassung zugleich parlamentarisiert werden sollen. Auch die Vorschrift aus dem

Wahlgesetz von 1896, wonach kein Abgeordneter zum Minister berufen werden darf, würde

durch diese Gesetzesvorlage abgeschafft werden.    Über den Königlichen Erlass über die

Parlamentarisierung Bayerns soll am 6. November 1918 die Abgeordnetenkammer abstimmen

und sich am 8. November die Kammer der Reichsräte mit dieser Vorlage befassen. Doch dazu

wird es nicht mehr kommen. Obwohl die sozialdemokratische Münchener Post die Vereinbarung

als „Beginn der Demokratisierung Bayerns“ feiert, stehen viele Sozis dieser Demokratisierung von

oben sehr skeptisch gegenüber. 

7. November 1918 – Eine erste Initiative zur Bildung von Räten

München * Um 15 Uhr wird eine erste Initiative zur Bildung von Räten beobachtet. Eine kleine

Gruppe von Soldaten findet sich „unter der Parole: Schaffung von Soldatenräte“ zusammen.

Nach einem Bericht der Münchener Post fordert ein USPD-Redner die „sofortige Einsetzung

eines Arbeiter- und Soldatenrats“ bereits als die Mehrheitssozialdemokraten und Gewerkschafter

zur Demonstration aufbrechen. 

7. November 1918 – Die Dynastie Wittelsbach ist abgesetzt - die bayerische Republik gegründet

München-Kreuzviertel * Gegen 22:30 Uhr steht Kurt Eisner am Präsidentenpodium und erklärt im

Namen des Arbeiter- und Soldatenrats die Dynastie Wittelsbach für abgesetzt und die bayerische

Republik für gegründet.  Er fährt fort: „Jetzt müssen wir zur Bildung einer Regierung fortschreiten.

[…] Der, der in diesem Augenblick zu Ihnen spricht, setzt Ihr Einverständnis voraus, dass er als

provisorischer Ministerpräsident fungiert.“  Der anschließend einsetzende begeisterte Applaus

bestätigt ihm die Annahme. Kurt Eisner ist damit bayerischer Ministerpräsident. 
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8. November 1918 – Für die Niederschlagung der Revolution ist es zu spät

München * Gegen Mittag ruft Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich die den

Ministerpräsidenten Otto von Dandl und den Kultusminister Dr. Eugen Ritter von Knilling sowie

den bayerischen MSPD-Vorsitzenden Erhard Auer zu sich.    Bei der Besprechung setzt Auer die

Herren von den bevorstehenden Verhandlungen über die Bildung einer neuen Regierung für den

Freien Volksstaat Bayern, die vermutlich zum Ziele führen werden. Für die Niederschlagung der

Revolution durch die derzeitige Regierung ist es zu spät. 

10. November 1918 – Der Rat der Volksbeauftragten als provisorische Regierung

Berlin * Bildung des Rats der Volksbeauftragten als Provisorische Regierung beim Übergang vom

Kaiserreich zur Weimarer Republik.    Das Gremium besteht aus je drei Vertretern der

Mehrheitssozialdemokraten - MSPD und der Unabhängigen Sozialdemokraten - USPD. Die

MSPD entsendet: Friedrich Ebert, Philipp Scheidemann und Otto Landsberg, die USPD: Hugo

Haase, Wilhelm Dittmann und Emil Barth. Ebert und Haase sind gleichberechtigte Vorsitzende.   

Der Rat der Volksbeauftragten beaufsichtigt das Regierungskabinett, das weiterhin im Amt ist. 

10. November 1918 – Großveranstaltung der Beamten im Bavariakeller

München-Ludwigsvorstadt * 15.000 bis 18.000 folgen der Einladung des Ausschusses der

Vereinigten Verkehrsverbände zur Kundgebung in den Münchner Bavariakeller. Dieser kann die

Massen nicht aufnehmen, sodass gleichzeitig drei Kundgebungen abgehalten werden müssen:

Eine im Bavariakeller, zwei im anschließenden Garten.    Dem Forderungskatalog voraus steht

das Bekenntnis: „Die bayerischen Verkehrsangehörigen fügen sich der bestehenden

Regierungsgewalt ein. Sie betrachten das Volkswohl als ihr oberstes Gesetz und geloben, ihm

ihre volle Kraft zu widmen“.      Gefordert wird:       „Bildung eines Rates der Verkehrsangehörigen

durch die Vereinigten Verbände, der dem Verkehrsministerium beizuordnen ist,    Besetzung der

oberen leitenden Beamtenstellen der Verkehrsverwaltung nur im Einvernehmen und mit

Zustimmung dieses Rates,    alle sozialen und volkswirtschaftlichen für das Personal sind nur

gemeinsam mit dem Rate zu treffen,    sofortige Aufnahme von Vertrauensmännern des

Personals in den Arbeiter- und Soldatenrat,    achtstündiger Arbeitstag und sechstägige

Arbeitswoche.“      Die Entschließung wird sofort dem Arbeiter- und Soldatenrat zugeleitet. 
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11. November 1918 – Gründung von weiteren Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräten

Freistaat Bayern * Die Münchener Post meldet die friedliche Bildung von Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräten in Ingolstadt, Regensburg, Straubing, Augsburg, Kaufbeuren, Lindau, Bamberg,

Landshut, Nürnberg und Würzburg. 

12. November 1918 – Der Vollzugsrat will eine Rote Garde bilden

Berlin * Der Vollzugsrat ruft zur Bildung einer Roten Garde von 2.000 Mann auf, die den „Schutz

der Revolution“ übernehmen und dem Vollzugsrat zur Verfügung stehen soll. 

13. November 1918 – Planungen für eine Rote Garde eingestellt

Berlin * Nach einer heftigen Auseinandersetzung zwischen dem Rat der Volksbeauftragten und

dem Vollzugsrat wird dessen Aufruf zur Bildung einer Roten Garde vom Vortag vorläufig

eingestellt. Aus Sicht der Volksbeauftragten hat der Vollzugsrat seine Kompetenzen weit

überschritten. 

14. November 1918 – Kurt Eisner lädt Gustav Landauer zur Mitarbeit ein

München - Krumbach * Eine Woche nach Ausrufung des Freistaats Bayern, schreibt

Ministerpräsident Kurt Eisner an Gustav Landauer in Krumbach: „Kommen Sie, sobald es Ihre

Zeit erlaubt. Was ich von Ihnen möchte, dass Sie durch rednerische Betätigung an der Umbildung

der Seelen mitwirken.“ 

14. November 1918 – Die Bayerische Mittelpartei wird in Nürnberg gegründet

Nürnberg * In Nürnberg wird die Bayerische Mittelpartei - BMP gegründet. Die Anhängerschaft

der Partei rekrutiert sich aus protestantischen Kreisen des Bildungsbürgertums und der

Beamtenschaft sowie des protestantischen fränkischen Mittelstands, des Kleinbauerntums und

der Deutschnationalen.    Sie lehnt - wie die Deutschnationale Volkspartei - DNVP, die sie sich im

März 1920 als bayerischer Landesverband anschließen wird, - die Staatsform der Republik ab. 

15. November 1918 – Ministerpräsident Kurt Eisner und der Föderalimus
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München * In dem von Ministerpräsident Kurt Eisner ausgearbeiteten Regierungsprogramm findet

sich die föderalistische Forderung, „dass die Selbstbestimmung Bayerns innerhalb des Ganzen

erhalten und gesichert werden muss“. Er will damit erreichen:    die Bildung einer

Staatenvereinigung [die Vereinigten Staaten von Deutschland], der auch Deutsch-Österreich

angehören soll.  Unabdingbar ist dafür die Neugliederung des Deutschen Reichs, damit die

Vorherrschaft eines einzelnen Staates ausgeschlossen wird.  Die Freiheit und die

Selbstständigkeit Bayerns dürfen dabei nicht angetastet werden. 

16. November 1918 – Professor Foerster hält die Aufklärung der Deutschen für notwendig

Bern - München * Professor Dr. Friedrich Wilhelm Foerster hält die Aufklärung des deutschen

Volkes im großen Maßstab für notwendig, da „dessen Bildungsschichten ja in der Tat noch keine

Ahnung von den wahren Ursachendes Krieges und der Kriegsverlängerung haben“. 

18. November 1918 – Richtlinien für die Räte werden erarbeitet

München * Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte werden erarbeitet. Dabei treten die

gegensätzlichen Vorstellungen des Ministerpräsidenten Kurt Eisner und des Innenministers

Erhard Auer deutlich zu Tage.  Im Entwurf des MSPD-Politikers Erhard Auer vom 18. November

1918 ist    die Bildung von Soldaten-, Arbeiter- und Bauernräte nur im Bedarfsfalle vorgesehen. 

Die Räte sollen dann für die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung sorgen.  Eine

Vollzugsgewalt steht ihnen nicht zu.  Der Vollzug der Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften

soll den seitherigen Stellen und Behörden vorbehalten bleiben.    Für Erhard Auer sind die

Arbeiter- und Bauernräte hauptsächlich Hilfseinrichtungen und sind damit der Verwaltung

eindeutig untergeordnet. 

20. November 1918 – Kurt Eisners Vorschlag für die Räte-Richtlinie

München * Zwei Tage nach Innenminister Erhard Auer legt auch Ministerpräsident Kurt Eisner

seinen Entwurf für die Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte vor. Im Entwurf des

USPD-Politikers Eisner nehmen die Arbeiterräte - zumindest für eine Übergangszeit - eine

zentrale Position im neugegründeten Staat ein. Gemeinsam mit den Soldaten- und Bauernräten

sollen sie bis zur endgültige Regelung durch die zu wählende Nationalversammlung die

„revolutionäre Grundlage des neuen Regierungssystems“.  Eisner und die USPD wollen die Räte

und das Parlament als gleichberechtigte Partner in einem demokratischen System. Sie dienen
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der politischen Willens- und Bewusstseinsbildung und schaffen die Voraussetzungen für die

Tätigkeit des Parlaments:  „Die Räte sollen die Schulen der Demokratie werden; daraus dann

sollen die Persönlichkeiten emporsteigen zu politischer und wirtschaftlicher Arbeit. […] Die Räte

sind die Grundmauer der Demokratie, die Nationalversammlung, der Landtag ist die Krönung des

Gebäudes. Aber diese Krone würde genauso zusammen stürzen wie die monarchistischen

Kronen, wenn sie sich nicht stützen auf die Kraft und den Willen jener Arbeiterräte.“   Die

Arbeiterräte sollen „die Massen des Proletariats unmittelbar zur politischen Mitarbeit heranziehen“

und so dazu beitragen, dass „der neue demokratische und sozialistische Geist in Staat und

Gesellschaft so tief Wurzeln fasst, dass die kommenden Wahlen die provisorische Ordnung der

Dinge bestätigen und befestigen werden“.  Im Falle, die Zentralregierung würde den

Revolutionszustand ausrufen, sollten die Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte umgehend alle

notwendigen Maßnahmen einleiten, die zur Erhaltung und Sicherung der revolutionären

Regierung erforderlich wären.  Der Entwurf Kurt Eisners sieht für die Räte großzügige

Kompetenzzuweisungen vor. Von Kontroll-, Vorschlags-, Beratungs- und Auskunftsrechten bis

hin zur Fragen der Entlassung und Einstellung von Beamten. 

26. November 1918 – Richtlinien für die Tätigkeit der Arbeiter- und Bauernräte

München - Freistaat Bayern * Der Ministerrat beschließt - in Abwesenheit von Kurt Eisner - nach

Abstimmung mit den Vollzugsausschüssen der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte die

Vorläufigen Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte.  Die Richtlinien stellen einen Kompromiss

der gegensätzlichen Vorstellungen des bayerischen Ministerpräsidenten vom 20. November und

seines Innenministers Erhard Auer vom 18. November dar. Das bedeutet jedoch, dass

wesentliche Elemente aus beiden Entwürfen ebenso unberücksichtigt bleiben müssen, wie der

Entwurf des Revolutionären Arbeiterrats vom 19. November 1918.  Die Räte erhalten zwar die

von Eisner vorgeschlagene Stellung im Staat, doch werden sie nur mit den Kompetenzen

ausgestattet, die ihnen Auer zugestehen will. Die Räte bilden demnach „bis zur endgültigen

Regelung durch die Nationalversammlung die revolutionäre Grundlage des neuen

Regierungssystems“, dennoch bleibt ihnen im Verhältnis zu den Behörden nur das Recht auf

Auskunft und Gehör. Ein Kontrollrecht wird ihnen ebenso wenig zugestanden wie die

Vollzugsgewalt. Damit haben sich Innenminister Erhard Auer und die Mehrheitssozialdemokraten

mit ihren Vorstellungen im Wesentlichen durchgesetzt.  Die Richtlinie für die Bauernräte bleibt die

rechtliche Grundlage für die Arbeit der Bauernräte, bis der Landtag am 21. Mai 1920 das Gesetz

über die Aufhebung der Arbeiterräte beschließt. 

6. Dezember 1918 – Bildung einer freiwilligen Volkswehr möglich
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Berlin * Das Gesetz zur Bildung einer freiwilligen Volkswehr wird beschlossen. 

19. Dezember 1918 – Hindenburgs offener Ungehorsam

Kassel * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und die Oberste Heeresleitung - OHL

weigern sich, die vom Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands beschlossenen

Hamburger Punkte anzuerkennen und weisen die Generalkommandos an, ebenso zu verfahren.  

 Das ist offener Ungehorsam. Man will sich keinesfalls der demokratischen Willensbildung

beugen. 

27. Dezember 1918 – Neuanfang auf föderaler Grundlage

Stuttgart * In Stuttgart beginnt eine gemeinsame Sitzung der süddeutschen Staaten. An dem

Stuttgarter Ländertreffen nehmen teil:    Kurt Eisner, der Ministerpräsident von Bayern,  Anton

Geiß, der Ministerpräsident von Baden,  Wilhelm Blos, der Ministerpräsident von Württemberg

und  Carl Ulrich, der Ministerpräsident von Hessen.    Die Initiative zu diesem Treffen ging vom

badischen Ministerpräsidenten Anton Geiß aus, der als Ziel der Konferenz die Abstimmung über

das weitere Vorgehen auf dem Gebiet der Lebensmittelversorgung sieht. Kurt Eisner lässt die

aktuellen Verfassungsfragen und den künftigen Friedensschluss in die Tagesordnung

aufnehmen, um auch hier eine gemeinsame Strategie und gemeinsame süddeutsche Interessen

zu entwickeln.   Der bayerische Ministerpräsident legt dazu ein Papier zur Beschlussfassung vor:

„Die […] Vertreter der revolutionären Regierungen von Bayern, Württemberg, Baden und Hessen

erklären es für ihre Überzeugung, dass die künftige Gestaltung der Einheit des Deutschen Reichs

durch Vertrag der Einzelstaaten zustande kommen muss. Um diese Neubildung zu erleichtern

und zu fördern, beschließen die Vertreter der genannten süddeutschen Staaten, zunächst sich

zur Wahrung ihrer politischen, wirtschaftlichen und sozialen Interessen zu verbinden.“   Eisner

schwebt ein Süddeutscher Bund unter Aufnahme von Deutsch-Österreich vor, der das

Übergewicht Norddeutschlands aufheben würde, möglicherweise sogar die Führung bei der

Neubildung des Deutschen Reiches beanspruchen könnte. Aus seiner Sicht ist das Deutsche

Reich durch die Revolution untergegangen und muss daher völlig neu gegründet werden. Dazu

muss ein neuer Staatsvertrag geschlossen werden.    Bayerns Ministerpräsident will den

preußischen Zentralismus vom Süden her - gegen Preußen und Berlin - reformieren.  Er will

einen Separatfrieden schließen zwischen dem Süddeutschen Bund - unter Einschluss

Deutsch-Österreichs - und den Entente-Mächten, dem dann alle deutschen Einzelstaaten

beitreten könnten.    Der Vorschlag Eisner, insbesondere die Infragestellung des Reichs, wird

allgemein abgelehnt. Zu unterschiedlich sind die Interessen und Standpunkte. Das bayerische
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Positionspapier kommt nicht einmal zur Abstimmung.  Kurt Eisner, der den kompromisslosen

Neuanfang wollte, ist damit gescheitert. Nicht einmal seine Begleiter, Innenminister Erhard Auer

und Ministerialrat Josef von Graßmann, haben ihn unterstützt. 

28. Dezember 1918 – Die Ziele der Konferenz der Süddeutschen Staaten

Stuttgart * Die noch anwesenden Ministerpräsidenten Anton Geiß aus Baden, Wilhelm Blos aus

Württemberg und Carl Ulrich aus Hessen verhandeln mit den bayerischen Innenminister Erhard

Auer weiter. Die Konferenz beschließt,       dass das Deutsche Reich in seiner gegenwärtigen

Form erhalten bleibt,   dass separatistische Bestrebungen ausdrücklich abgelehnt werden,   dass

das Deutsche Reich auf föderalistischer Grundlage aufgebaut,   dass eine aktionsfähige

Regierung und Nationalversammlung gewählt und   dass ein schneller Frieden angestrebt wird.    

 Zur Umsetzung der Ziele beschließt man       die Bildung einer Süddeutschen Kommission,   eine

Blockbildung bei zukünftigen Ministerpräsidenten-Konferenzen und   den gemeinsamen Einkauf

von Lebensmitteln im Ausland.      Über den weiteren Umgang mit und über die künftige Rolle der

Hegemonialmacht Preußen werden keine Positionen entwickelt. Man ist nur einig, dass Preußen

in seiner bisherigen Form nicht weiter bestehen kann. Forderungen nach Zerschlagung Preußens

werden nicht gestellt.    Die beschlossene Süddeutsche Konferenz wird nie zusammen treten. 

29. Dezember 1918 – Der Landessoldatenrat lehnt die Bürgerwehr ab

München * Der Landessoldatenrat lehnt die Bildung einer Bürgerwehr ab. Kurt Eisners Sekretär,

Felix Fechenbach, kündigt als Gegenmaßnahme die Gründung einer Roten Garde an. 

30. Dezember 1918 – Ministerpräsident Kurt Eisner lehnt die Bürgerwehr ab

München-Kreuzviertel * Ministerpräsident Kurt Eisner lehnt im Provisorischen Nationalrat die

Bildung einer Bürgerwehr ab. Er drückt sein Bedauern darüber aus, dass Innenminister Erhard

Auer [MSPD] und Justizminister Johannes Timm [MSPD] als Regierungsmitglieder „unter irrigen

Voraussetzungen“ einen Aufruf zur Gründung einer solchen Einrichtung unterzeichnet haben.   

Nachdem Innenminister Erhard Auer von Ernst Toller mit Vorwürfen zur Gründung

einer Bürgerwehr konfrontiert wird, erklärt dieser, dass er weder über die Ziele noch über die

Truppenstärke informiert war und nur die ordnungsgemäße Durchführung der Wahl sicherstellen

wollte. Unter den gegebenen Umständen ziehen er und Minister Johannes Timm ihre

Unterschriften unter dem Aufruf zurück.    Auer bietet seinen Rücktritt vom Ministeramt an. Das
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lehnt Ministerpräsident Kurt Eisner ab. Einen Erhard Auer außerhalb der Regierung erscheint ihm

noch gefährlicher als einen Minister Auer. 

30. Dezember 1918 – Matrosenversammlung im Alten Hackerkeller

München-Ludwigsvorstadt * Im Alten Hackerkeller treffen sich Matrosen zu einer Versammlung.

Der Präsident des Soldatenrats, Fritz Schröder, bezeichnet die derzeitige Lage als „einen Kampf

auf Leben und Tod“ zwischen Kapitalismus und Sozialismus.      Der Obermatrose Conrad Lotter

warnt vor „kopflosen Handlungen“ und verteidigt Innenminister Erhard Auer und

Justizminister Johannes Timm für Ihr Eintreten bei der Bildung einer Bürgerwehr. Heftiger

Widerspruch ist die Folge. 

1919 – Der Cowboy Club München von 1913

München * Die für die Kriegsheimkehrer an Auswanderung vorerst nicht mehr zu denken ist,

beschließen sie: „Dann holen wir halt Amerika zu uns.“ Martin Fromberger, Fred und Hermann

Sommer bauen den Verein zielstrebig wieder auf.     Der „Loos-Verein Wild West“ nennt sich in

„Cowboy Club München Süd“ um.  Die Begrenzung der Mitgliederzahl auf fünfzehn „Mann“ wird

ebenso aufgehoben   wie das Lotteriespiel.   Verpflichtend für die Vereinsmitglieder ist das

Erlernen der englischen Sprache.   Die Mitglieder müssen entweder originale Bekleidung und

Gebrauchsgegenstände aus Übersee beschaffen oder Nachbildungen anhand historischer Fotos

anfertigen.   Zudem wird das Aneignen von Bräuchen und Sitten der Cowboys und Indianer von

der Vereinsführung erwartet, weshalb sie Studien über die Geschichte des Wilden Westens und

seiner Bewohner im Zeitraum von 1860 bis 1900 aufnehmen.   Der Münchner Cowboy Club

entwickelt sich zu einem kulturhistorischen Verein.   Da ist freilich eine ganze Menge Folklore

dabei.

1. Februar 1919 – Gespräche zur Regierungsbildung zwischen SPD und DDP

Berlin * Zwischen SPD und Deutscher Demokratischer Partei - DDP finden erste Gespräche zur

Regierungsbildung statt.&nbsp;

15. Februar 1919 – Zeitungs-Aufrufe zur Bildung einer Freiwilligen Volkswehr

Münchner Zeitensprünge Seite 36/55



München * In den Tageszeitungen erscheinen Aufrufe zur Bildung einer „Freiwilligen Volkswehr“  

    gegen das „Gespenst der Anarchie“ und   das „Elend des Bolschewismus“. &nbsp;     

Unterzeichnet sind diese Aufrufe von Kasernenräten&nbsp;und Kommandeuren einzelner

Truppenteile.&nbsp;

20. Februar 1919 – Kurt Eisners Vorstellungen für eine künftige Regierung

München-Kreuzviertel * Das Kabinett-Eisner beschließt, dass die Regierung ihre Ämter zur

Verfügung stellt, sich aber bereit erklärt, die Geschäfte fortzuführen bis zur Wahl einer neuen

Regierung. Für Kurt Eisner gibt es nur zwei Optionen:    Eine sozialistische Regierung unter

Zuziehung des Bauernbundes, die auf eine starke Minderheit gestützt ist, oder  die gemeinsame

Opposition der beiden sozialistischen Parteien gegen ein rein bürgerliches Kabinett.  Er ist schon

deshalb gegen eine Koalition mit der klerikalen Bayerischen Volkspartei - BVP, weil sozialistische

Kulturpolitik nur gegen diese Partei zu machen sei.  Den gleichen Standpunkt vertritt er in Bezug

auf die Regierungsbildung in der Nationalversammlung des Reiches.      Er findet für seine

politische Auffassung aber nur wenig Zustimmung.  In Bayern will er seine Opposition auf die

kraftvolle Mitarbeit der Arbeiterräte stützen, deren weitere Wirksamkeit durch die Verfassung

gesichert werden soll. 

21. Februar 1919 – Kurt Eisners letzte Rede

München-Kreuzviertel * Die aufgrund von Kurt Eisners Ermordung nicht mehr gehaltene

Rücktrittsrede beginnt mit den Worten: „Meine Herren und verehrte Frauen!“.  In seinem

Tätigkeitsbericht führt er zu seiner 105 Tage andauernden Regierungszeit folgendes aus: „[…]

Am 8. November kam die revolutionäre Regierung zustande, die heute vor den von ihr

versprochenen neuen Landtag tritt. In diesem Augenblick ist es uns ein Bedürfnis, Rechenschaft

abzulegen, was wir gewollt, was wir getan.   In einer Zeit der schwersten Erschütterungen, des

drohenden Zusammenbruchs übernahmen wir die Regierung und führten sie bis hierher durch

Monate aufreibender Arbeit, ernster Gefahr und leidenschaftlicher Erregungen. Wir waren uns

bewusst, dass  wir die Aufgabe von ungeheuerer Verantwortlichkeit auf uns genommen hatten,

trotz der verhängnisvollen Erbschaft eines unter den Flüchen des Volkes zusammengebrochenen

Systems das im tiefsten Grunde kranke Leben der Gemeinschaft allmählich der Genesung

näherzuführen. Genesung auf dem Wege, dass das Volk in dem es im Aufschwung revolutionärer

Kraft zur Selbstbestimmung emporwuchs, mit dem neuen Bewusstsein der eigenen Macht, im

Kampf um die Sicherung seiner Freiheit, im Glauben an den endgültigen Sieg der Demokratie

und des Sozialismus, durch das Elend der Gegenwart sich in die Zuversicht künftiger Größe
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rettete.[…].“  Kurt Eisner geht in seiner Abschiedsrede als Ministerpräsident auf die Erfolge in den

verschiedenen Ressorts ein. So hebt er seinen Kampf um die „föderative Grundlage unseres

deutschen Staatenbundes“ hervor, da „ein großes Staatswesen sich um so reicher und gesünder

entfalte, je lebendiger und selbstständiger die einzelnen Glieder sich zu gestalten vermöchten“. 

Zu seiner Friedenspolitik führt er aus: „Nur eine Politik der unbedingten Wahrhaftigkeit, der

kühnen Offenheit und des gegenseitigen Vertrauens führt zu jenem Frieden, nach dem die

zertretende Menschheit schmachtet“.  Er hebt seine Anstrengungen zur Wiederherstellung der

durch den Krieg zertrümmerten „Internationale der Arbeiter“ hervor, denn nur wenn sie erstarkt,

ist die Freiheit jeden Volkes verbürgt. In Eisners Redemanuskript liest sich das so: „So fasste ich

- wenn mir eine mehr persönliche Zwischenbemerkung gestattet ist - meine Arbeit jüngst in Bern

auf, wo ich erreichte, dass die Vertreter aller Völker, Hass und Erbitterung vergessend, für die

Erlösung der deutschen und österreichischen Gefangenen sich vereinigten“.  Der Passus zu den

„Räten“ ist vergleichsweise kurz gehalten, obwohl sie die Stütze der Eisner‘schen Politik bilden.

Er verleiht seiner Hoffnung Ausdruck, „dass die Räte sich in jenen Grenzen, in denen sie sich bei

uns entwickelt haben, als unentbehrlich für die Schaffung einer tätigen Demokratie erweisen

werden“.  Ein weiteres von Kurt Eisner angesprochenes Thema ist die „Ernährungslage“. Dabei

stellt er fest: „Im allgemeinen sind die Ernährungsverhältnisse nach der Revolution bei uns in

Bayern zum mindesten nicht schlechter geworden. Sehr ungünstig ist nach wie vor unsere

Versorgung mit Kohlen und sonstigen Rohstoffen“. Dabei stellt er dar, welche Maßnahmen von

der Regierung eingeleitet worden sind.  Breit behandelt Eisner das Thema „Demokratisierung“,

die auch in der „Gemeinde, Distrikt und Kreis beachtet werden, deren Selbstverwaltung […]

durchgeführt werden wird“. Und weiter: „Das Kriegsministerium hat sich nach der Revolution in

ein Ministerium für militärische Angelegenheiten, in ein Ministerium zur Liquidierung des Krieges

gewandelt. […] Die Demokratisierung der Armee […] wurde durchgeführt. […] Die Änderung der

Militärgerichtsordnung war eine wichtige Errungenschaft des neuen Geistes“.  Nun folgt eine

Beschreibung über die politischen Umwälzungen und Demokratisierung in der Justizverwaltung

und die Einrichtung von Volksgerichten. Auch auf Fragen der Amnestie und Begnadigungen geht

Kurt Eisner in seinem Redeentwurf ein.  Ein weiterer Punkt seines Tätigkeitsberichts ist die

Tätigkeit des Kultusministeriums, das „die Erneuerung des gesamten Volksbildungs- und

Erziehungswesen“ vorbereitet hat. Im Verhältnis von „Schule und Kirche“ erklärt er: „Für jede

Demokratie kann nur der unantastbare Grundsatz gelten, dass die Dreiheit der Schule zugleich

mit der Freiheit der Kirche gesichert werden müsse“. Eisner erklärt die „Aufhebung der geistlichen

Schulaufsicht“ und die „Aufhebung des Zwangs zur Teilnahme am Religionsunterricht“ den

Grundsatz, dass „ein Kind gegen den Willen der Erziehungsberechtigten nicht zur Teilnahme am

Religionsunterricht oder Gottesdienst angehalten werden dürfe. Das Verhältnis zwischen

Schülern und Lehrern wurde durch die Errichtung von Schülerausschüssen und

Schülerversammlungen freier gestaltet“. Außerdem erklärt der Ministerpräsident, dass „die
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Entwürfe des Volksschullehrergesetzes und des Schulbedarfsgesetzes einer gründlichen

Durcharbeitung unterzogen wurden“.  Ein weiterer kultureller Bereich sind die staatlichen Theater.

Dazu führt Kurt Eisner aus: „Infolge der Revolution kamen die ehemaligen Hoftheater in den

Bereich des Kultusministeriums. In dem jetzigen Nationaltheater vollzog sich zugleich die

Demokratisierung des gesamten Betriebes“.  Nun folgen Kurt Eisners Ausführungen zur

bayerischen Verkehrsverwaltung und der Finanzverwaltung.  Sehr ausführlich geht er auf die

Tätigkeit des am 14. November 1918 neu geschaffenen Ministeriums für soziale Fürsorge ein. Er

hebt dabei hervor, „die Schaffung neuer Referate, um die sozialen und wirtschaftlichen Interessen

der Arbeiter und Arbeiterinnen mit allen staatlichen Mitteln wahrzunehmen. Es wurde ein Referat

für Arbeitsrecht geschaffen, für Angestelltenfragen, für Beamtenfragen usw..   Die Einrichtungen

der Erwerbslosenfürsorge, Arbeitsvermittlung und im Wohnungswesen wurden ausgebaut und

durchgeführt, soweit es unter den bestehenden Verhältnissen möglich war. Leider konnten in

dieser kurzen, unruhigen Zeit nicht alle Pläne, die das Ministerium entworfen hatte, befriedigend

ausgeführt werden.   Der Gewerbeaufsicht, dem Gesundheitswesen, den Kriegsbeschädigten

wandte das Ministerium seine größte Aufmerksamkeit zu. Es sind auch hier Erfolge zu

verzeichnen, doch nicht in so großem Maße, wie es im Interesse der leidenden Volksgenossen

unbedingt notwendig gewesen wäre. Für die Parias [= jemand, der unterprivilegiert, von der

Gesellschaft ausgestoßen ist] unter dem arbeitenden Volk, für die sogenannten Dienstboten,

wurde ein neues Recht geschaffen. Ein Landarbeiterrecht ist in Ausarbeitung, wobei alle

beteiligten Kreise der Landwirtschaft mitarbeiten.   Der Kleinwohnungsbau, das Siedlungswesen

wurden in weitgehendem Maße gefördert. Notstandsarbeiten wurden angeregt und Zuschüsse

wurden zur Verfügung gestellt, um Arbeitsgelegenheiten zu schaffen, denn das Problem der

Arbeitslosen kann nur durch Arbeitsbeschaffung gelöst werden.   Die sozialpolitische wichtigste

Tat des Ministeriums war die Proklamierung des Achtstundentages, die von der Erkenntnis

ausging, das die rationelle Verkürzung der Arbeitszeit der Ausgangspunkt aller sozialpolitischen

Maßnahmen, die auf die physische, geistige und moralische Hebung der Arbeiterklasse abzielen,

sein muss.   Für Erwerbslosenunterstützung wurden im Dezember rund zwei Millionen, im Januar

rund zehn Millionen verausgabt. Zur Deckung der Kosten der Notstandsarbeiten wurde dem

Haushalt des Ministeriums die Summe von zwölf Millionen Mark bewilligt und für überschreitbar

erklärt. Nach den bisher eingelaufenen Meldungen wurden im ganzen rund zwei Millionen Mark

Reichszuschüsse und eine Million Staatszuschüsse zugesichert“. Soweit seine Ausführungen

zum Sozialministerium.  Kurt Eisners Rede, die er aufgrund seiner Ermordung nicht mehr im

bayerischen Landtag vortragen könnte, endet mit den Worten: „Die revolutionäre Regierung hat

einstimmig beschlossen, ihre Ämter dem auf dem revolutionären Wahlrecht beruhenden Landtag

zur Verfügung zu stellen. Sie ist zugleich bereit, die Geschäfte bis zur Bildung einer neuen

Regierung weiterzuführen.   Um die Neubildung zu beschleunigen, wird die Regierung

unverzüglich dem Landtag den Entwurf eines vorläufigen Staatsgrundgesetzes zur Beratung und
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Beschlussfassung zugehen lassen, das bis zur Vollendung der Verfassung die Grundlage für die

Arbeiten des Parlaments und der Regierung bieten soll.   Ein Entwurf der Verfassung selbst ist

gleichfalls fertig gestellt; wir wollen ihn noch als Vermächtnis unserer demokratischen und

sozialistischen Gesinnung der Öffentlichkeit übergeben, bevor die bisherige revolutionäre

Regierung von dem Werk zurück tritt, über das das letzte Urteile die Geschichte fällen wird.“ 

25. Februar 1919 – Die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien

München * Bereits am ersten Tag fordert Max Levien als Delegierter des Revolutionären

Arbeiterrats       die sofortige Ausrufung der Räterepublik,     die Aufnahme diplomatischer

Beziehungen zur UdSSR,     die Versendung wahrheitsgetreuer Flugblätter in fremden Sprachen,

    die Entfernung der Republikanischen Schutztruppe,     die Bildung einer Roten Armee sowie    

die Annullierung der Staatsschulden und Kriegsanleihen.        Unterstützt wird Levien von dem

Matrosen Rudolf Egelhofer, der von der „permanenten Proletarierversammlung“ im

Wagnersaal abgesandt wurde, an der mehr als 5.000 Menschen teilnehmen.      Auch der

Anarchist Erich Mühsam schließt sich dieser Forderung an. Er ist der Überzeugung, dass der

Ausgang des Kongresses der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte von

entscheidender Bedeutung für den künftigen Verlauf der Weltrevolution ist.    In den weiteren

Beratungen kristallisieren sich die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien heraus.         Die

SPD-Delegierten sprechen sich gegen eine Räterepublik aus, setzen sich aber - anders als die

Genossen um Erhard Auer - für die Verankerung der Räte in der Verfassung ein.     Die

KPD fordert dagegen die Regierung der Volksbeauftragten und eine Räterepublik. 

27. Februar 1919 – Das Gesetz über die Bildung einer vorläufigen Reichswehr

Weimar * Die in Weimar tagende Nationalversammlung beschließt das Gesetz über die Bildung

einer vorläufigen Reichswehr mit deutlicher Reduzierung des Heeres von 800.000 auf 100.000

Mann. Die Reichswehr soll künftig aus bestehenden Freiwilligenverbänden und durch die

Anwerbung von Freiwilligen gebildet werden.    Viele der aus dem Heer entlassenen

Frontsoldaten schließen sich daraufhin paramilitärischen, oftmals rechtsradikalen Organisationen

an. 

3. März 1919 – Generalstreik in Groß-Berlin beschlossen

Berlin * Die Vollversammlung der Groß-Berliner Arbeiter- und Soldatenräte beschließt - bei
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Enthaltung der sozialdemokratischen Delegierten - einen Generalstreik. Die Streikziele sind rein

politische. Es geht um       die Anerkennung der Arbeiter- und Soldatenräte,   die sofortige

Durchführung der Hamburger Punkte zur militärischen Kommandogewalt,   die Freilassung aller

politischen Gefangenen,   die sofortige Bildung einer revolutionären Arbeiterwehr,   die sofortige

Auflösung aller Freikorps,   die Aufnahme politischer und wirtschaftlicher Beziehungen zu

Sowjetrussland sowie   umfassende Kompetenzen für Arbeiter- und Soldatenräte auf

wirtschaftlichem Gebiet. 

18. März 1919 – Niekisch: Die demokratisch-parlamentarische Republik ist hergestellt

München * Durch die&nbsp;Regierungsbildung&nbsp;ist - nach einer späteren Aussage

des&nbsp;Zentralratsvorsitzenden&nbsp;Ernst Niekisch - seine&nbsp;„Mission als Träger der

obersten Gewalt zu Ende“. Mit der Verabschiedung des

vorläufigen&nbsp;Staatsgrundgesetzes&nbsp;ist&nbsp;„formal die

demokratisch-parlamentarische Republik verfassungsmäßig hergestellt“.&nbsp;

21. März 1919 – Otto Neurath stellt dem Ministerrat sein Sozialisierungskonzept vor

München * Der Wiener Philosoph, Sozialdemokrat und Nationalökonom Otto Neurath stellt auf

Betreiben des USPD-Ministers für Handel und Gewerbe, Josef Simon, dem bayerischen

Ministerrat seine Sozialisierungspläne vor. Simon leitet damit den entscheidenden Schritt zur

Umgestaltung der bayerischen Ökonomie ein, wie sie Ministerpräsident Johannes Hoffmann in

seiner Regierungserklärung angekündigt hat.       Otto Neurath ist ein Verfechter der

Planwirtschaft.   Er will die gesamte gesellschaftliche Produktion in Bereiche einteilen,   alles

nach sozialistischen Grundsätzen erzeugen und verteilen,   und so die Versorgung jedes

einzelnen mit Wohnung, Nahrung, Kleidung, Bildung und Vergnügen gewährleisten.   Die

Bedarfsdeckung der Bevölkerung und nicht der Reingewinn der Unternehmen stehen im

Vordergrund seiner Wirtschaftstheorie.   „So wie man die Volkswirtschaft durch ein

Hindenburg-Programm dem Kriege dienstbar machen konnte, müsste man sie auch dem Glück

aller dienstbar machen können.“      Otto Neurath erhält den Auftrag, seine Pläne im

Sozialisierungsausschuss und im Landtag zu erklären. 

3. April 1919 – Die Forderungen nach einem Rätesystem werden wieder lauter

Augsburg * Seit Ende März werden die Forderungen nach einem Rätesystem wieder lauter. Das
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tritt deutlich hervor, als der Vorsitzende des Zentralrats, Ernst Niekisch, auf der großen

Räteversammlung in Augsburg eine Rede zum Thema „Die zweite Revolution“

hält.&nbsp;Niekisch spricht sich zwar für ein Rätesystem aus, hält aber den Zeitpunkt für seine

Einführung für noch nicht gekommen. Letztlich verteidigt er die Bildung der parlamentarischen

Regierung.    In der sich dem Referat anschließenden lebhaften Diskussion wird hauptsächlich

von Vertretern der USPD die Ausrufung einer Räterepublik gefordert. Ein entsprechender Antrag

wird mit überwiegender Mehrheit angenommen. Zudem wird ein Bündnis mit den

Sowjetrepubliken Ungarns und Russlands gefordert.&nbsp;    Um einen Ausweg aus der

Bedrängnis zu finden, schlägt Niekisch die Bildung einer Kommission vor, die ihn nach München

begleiten und die Forderungen im Ministerrat vortragen soll.&nbsp;

3. April 1919 – Die Forderungen der revolutionären Soldaten

München-Maxvorstadt * Im Löwenbräukeller tagt eine Versammlung von über dreitausend

revolutionären Soldaten. Sie fordern       eine gründliche Säuberung der Soldatenräte,   eine

kommunistische Führung für das Rätesystem und   die sofortige Bildung einer Roten Armee. 

6. April 1919 – Die Fürther wollen eine Räteregieung und eine Rote Armee

Fürth * In Fürth erklärt der Arbeiter- und Soldatenrat und in der Nacht zum 7. April, dass er „sowie

die gesamte Garnison […] auf dem Boden der Räteregierung“ steht.&nbsp;Die Fürther fordern:

„Die Bildung einer roten Armee solle aus revolutionär sozialistischen Arbeitern sofort

vorgenommen werden“.&nbsp;

11. April 1919 – Gustav Landauer führt Sozialreformen im Bildungsbereich durch

München * Gustav Landauer, der Volksbeauftragte für Volksaufklärung, führt in der kurzen Zeit

der (sozialistischen) Räterepublik Baiern einige Sozialreformen im Bildungsbereich

ein.&nbsp;Nachdem das Erziehungswesen durch die Regierung Eisner auf eine staatliche

Grundlage gestellt worden war, führt Landauer folgende Neuerungen ein:       Die Einheitsschule

für alle Schüler vom 7. bis zum 13. Lebensjahr,   die Handwerksschulen für die praktische

Ausbildung,   die Mittelschulen für die weiterführende geistige Ausbildung.   Die Abschaffung der

Prügelstrafe,   die Aufhebung des Zölibats für Lehrerinnen und   die Wahl von Schulräten, in die

Lehrer, Eltern und Schüler gewählt werden.   Die Kirche spielt in diesem Erziehungskonzept

keine Rolle mehr.   Ein neues Hochschulprogramm für die zweitgrößte deutsche Universität in
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München wird entwickelt.   Der Lehrkörper und die Studenten sollen auf rechtsextremistische

Aktivitäten überprüft werden.&nbsp;

13. April 1919 – Das Regierungsprogramm der Kommunistischen Räterepublik

München - Freistaat Bayern * Die Proklamation der Zweiten Räterepublik ist ein aussichtsloses

Unterfangen, denn Münchens Isolation in Gesamtbayern ist noch weiter gestiegen und von

außen ist keine Unterstützung zu erwarten, da die Reichsregierung Herr der militärischen Lage

ist. Eine vage Hoffnung verbindet sich allenfalls mit Aufständen in Österreich.       Eugen Leviné

will ein revolutionäres Exempel statuieren, den „Massen Anschauungsunterricht geben, ihnen

zeigen, wie eine Räterepublik aufgebaut wird“, und hofft, auch eine niedergeschlagene

Räterepublik würde weitere Emanzipationsversuche herausfordern.   Gegenüber ihrer

Vorgängerin bemüht sich die kommunistische Räteregierung mit Hochdruck um die

Verwirklichung der Diktatur des Proletariats.   Ihr geht es nicht um die bloße Übernahme der

Gewalt, sondern um die Zerschlagung des bestehenden Staatsapparates. Vorrang besitzt die

Bildung eines eigenen Behördenapparates mit verschiedenen Kommissionen und die Schaffung

einer Roten Armee.   Zur Abwehr gegenrevolutionärer Putschvorhaben tritt bis zum 23. April ein

Generalstreik in Kraft.   Das gesamte Bankwesen wird unter der Leitung von Emil Maenner und

Towia Axelrod nationalisiert,   die Gewerbe- und Industriebetriebe vorerst nicht sozialisiert, aber

der Kontrolle der Betriebsräte unterstellt.   Mit drakonischen Strafandrohungen wird versucht,

gegen Plünderer und „Revolutionsschmarotzer“ vorzugehen.   Die bürgerliche Presse wird

verboten. Während des Generalstreiks erschienen allein die kostenlos verteilten „Mitteilungen des

Vollzugsrates der Betriebs- und Soldatenräte“.      Trotz großer Anstrengungen bleiben auch die

Herrschaftsorgane der Zweiten Räteregierung weitgehend ineffizient - es fehlt an zuverlässigen

Kräften und der Zeitdruck ist groß.&nbsp;

19. April 1919 – Ein Regierungs-Telegramm geht an alle Pfarrämter Bayerns

Bamberg * Ministerpräsident Johannes Hoffmann lässt in seinem Auftrag auf Staatskosten vom

Bischöflichen Generalvikariat Bamberg&nbsp;folgendes Telegramm an alle Pfarrämter Bayerns

übermitteln:    „Ein Haufen von Ausländern hat sich der Hauptstadt München bemächtigt, übt

daselbst eine Schreckensherrschaft aus und bedroht von dorther die Provinzen, namentlich die

Landbevölkerung, mit Raub und Brandstiftung.&nbsp;Die rechtmäßig bestehende Regierung hat

einen Aufruf zur Bildung von Freikorps ergehen lassen.Von seinem Erfolg hängt das Wohl und

Wehe des Vaterlandes ab.&nbsp;    Wir ersuchen die Geistlichkeit, durch Hausbesuche und auch

von der Kanzel aus kräftigst dafür einzutreten, dass möglichst viele tüchtige
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Gemeindeangehörige dem Rufe folgen.“

3. Mai 1919 – Bildung der Volkswehr und von Freiwilligenkorps zugelassen

Bamberg * Das Ministerium für militärische Angelegenheiten lässt die Bildung der Volkswehr und

von Freiwilligenkorps zu. 

31. Mai 1919 – Umbildung der Regierung Hoffmann in Bamberg

Bamberg * Umbildung der bayerischen Regierung. Ministerpräsident Johannes Hoffman tritt

zurück, um den Weg für das zweite Kabinett Hoffmann freizumachen. In der neuen Koalition aus

SPD, BVP sowie der DDP und einem parteifreien Minister haben USPD und der Bauernbund

keinen Platz mehr. 

11. August 1919 – In der Weimarer Republik wird das Eheverbot für Lehrerinnen aufgehoben

Weimar * Erst in der demokratischen Weimarer Republik darf die Lehrerin vom Hochzeitsmahl

wieder an die Schultafel zurückkehren. Das Zölibat für Beamtinnen wird durch die Weimarer

Verfassung aufgehoben. 

11. August 1919 – Erwachsenenbildung als verpflichtende Aufgabe

Deutsches Reich * In der Weimarer Republik erhält die Erwachsenenbildung Verfassungsrang.

Der Artikel 148 Abs. 3 der Reichsverfassung macht die Förderung der Erwachsenenbildung zu

einer verpflichtenden Aufgabe für das Reich, die Länder sowie die Gemeinden und hebt dabei

besonders die Volkshochschulen hervor.   Diese bilden in dieser Zeit die wesentlichen Züge ihrer

inneren und äußeren Form aus und werden zur bedeutendsten Institution der

Erwachsenenbildung. Sie sind sowohl gesellschaftstheoretisch als auch pädagogisch-didaktisch

auf Demokratisierung ausgerichtet. Seinen Ausdruck fand dieser Ansatz vor allem in der

Sozialform der Arbeitsgemeinschaft. 

1920 – Das Bayerische Volksschulgesetz führt das Zölibat wieder ein
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München * Das Bayerische Volksschulgesetz führt die Unvereinbarkeit zwischen Ehe und

Lehrberuf, also das Zölibat für Lehrerinnen, wieder ein. 

1921 – Das Reichsgericht erklärt bayerischen Alleingang für verfassungswidrig

Berlin - München * Das Reichsgericht erklärt den bayerischen Alleingang der Unvereinbarkeit

zwischen Ehe und Lehrberuf, also das Zölibat für Lehrerinnen, für verfassungswidrig und

beendet.      Trotzdem kommt es in Bayern immer wieder zu Entlassungen verheirateter

Frauen. Selbst Dienstwohnungen I. Ordnung können Lehrerinnen nicht erhalten, da sie den

männlichen Lehramtsinhabern vorbehalten sind. 

1924 – Gründung einer jüdischen Bekenntnisschule

München * In München wird eine jüdische Schule als öffentliche Bekenntnisschule gegründet. Mit

ihrer Einrichtung erhält die jüdische Gemeinde die Möglichkeit, schulische Bildung und religiöse

Erziehung miteinander zu verbinden. Die Schule entwickelt sich zu einer wichtigen

Bildungseinrichtung des jüdischen Gemeindelebens und stärkt die religiöse und kulturelle

Identität der jüdischen Kinder und Jugendlichen in München.

31. Dezember 1924 – Volkshochschule im Isartor eröffnet

München-Graggenau * Aufgrund der nicht ausreichenden finanziellen Unterstützung der

Landeshauptstadt verzögert sich der Eröffnungsbeginn für das erste Heim der Münchner

Volkshochschule bis zum 31. Dezember 1924.   Zum Glück wird das Vorhaben durch eine private

Gönnerschaft und Mithilfe insbesondere durch die Familie Riemerschmid, die ja bereits mit der

Riemerschmid Handelsschule im Jahr 1862 eine Bildungseinrichtung für Mädchen geschaffen

hatte, massiv unterstützt. 

1925 – „Hier Amt, was beliebt?“

Berlin * Allein zwischen den Jahren 1925 und 1930 erhöht sich die Zahl der vermittelten

Gespräche pro Telefonistin um rund 25 Prozent. Das geschieht einerseits durch verbesserte

Geräte und andererseits durch eine effektivere Bedienung der Arbeitsmittel. Sprechausbildung

und Vorschriften über militärisch knappe Redewendungen wie „Hier Amt, was beliebt?“ oder noch
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kürzer „Bitte melden“ tun ein Übriges.    Die Beamtinnen dürfen sich nicht ohne Erlaubnis der

Aufsichten von ihrem Arbeitsplatz entfernen. Jeder Fehler wird in das „Strafregister“ der

Personalakte aufgenommen. Das Aufsichtspersonal steht hinter den Frauen. Zuerst sind es

ausschließlich Männer, später auch ältere befähigte Gehilfinnen.    Vom Aufsichtstisch aus kann

die Platzkraft ständig kontrolliert und mit einer Mithöreinrichtung überprüft werden, wie schnell die

Teilnehmer bedient und ob die Formen der streng reglementierten Gespräche eingehalten

werden. Ein Zählschrank registriert jede ausgeführte Verbindung und gestattet so die

regelmäßige Überprüfung der Arbeitsintensität jeder einzelnen Kraft. 

1925 – Die theoretische Ausbildung des Kindergarten-Seminars in Bogenhausen

München-Lehel - München-Bogenhausen * Die theoretische Ausbildung des

„Kindergarten-Seminars“ wird vom Anna-Lyzeum&nbsp;im Lehel an den Bogenhausener

Kirchplatz verlegt.

1930 – Das Isartor als Sitz der wichtigsten Bildungseinrichtung Münchens

München-Graggenau * Das Isartor ist für viele Jahre der Sitz der wichtigsten Bildungseinrichtung

Münchens. Im Sommerlehrgang 1930 werden rund einhundert Veranstaltungen mit neunzig

Dozenten angeboten. Dabei kann auch Englisch, Französisch, Italienisch, Spanisch und

Ungarisch gelernt werden.   Es gibt bereits ein Frauenprogramm, das zehn Kurse umfasst und

die Not und Tradition der Zeit widerspiegelt: „Die Frau als Herrscherin in Haus und Küche“, „Wie

erhalte ich mir trotz sparsamster Wirtschaftsführung meine Lebensfreude?“ oder „Die Frau als

seelischer Mittelpunkt des Hauses.“ Solche Titel klingen für uns heute eher kurios, werden

damals aber stark nachgefragt.  

30. Januar 1933 – Mit dem Nationalsozialismus kommt das Eheverbot für Lehrerinnen zurück

Deutsches Reich * Mit dem Nationalsozialismus kommen die alten, stockkonservativen Töne

wieder zurück. Die NS-Machthaber entlassen alle verheirateten Lehrerinnen und kürzen den

verbliebenen das Gehalt um zehn Prozent.     Die Meinung, „die deutsche Mutter gehört zu den

Kindern nach Hause“, ändert sich programmatisch erst wieder, nachdem die Lehrer zum

Kriegsdienst eingezogen worden sind. Nun darf die Frau wieder einmal ihren Mann stehen.
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März 1933 – Die Volkshochschule im Dienst des NS-Regimes

München * Die Volkshochschule der Hauptstadt der Bewegung ist die erste Volkshochschule in

Deutschland, die sich in den Dienst des nationalsozialistischen Staates stellt. Dennoch kann die

Bildungseinrichtung ihre Gleichschaltung und - damit verbunden - ihre Auflösung nicht

verhindern. 

14. Juli 1933 – Das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses

Berlin * Im Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses bestimmten die Nationalsozialisten,

dass Menschen in acht Krankheitsfällen - auch gegen ihren Willen - sterilisiert, also

unfruchtbar gemacht werden können. Die aufgeführten Krankheiten sind:        angeborener

Schwachsinn,   Schizophrenie,   manisch-depressives Irresein,   Epilepsie,   Veitstanz,   erbliche

Blindheit und Taubheit und   schwere körperliche Mißbildungen.      Außerdem können Personen,

die an schwerem Alkoholismus leiden, unfruchtbar gemacht werden.    In den Jahren von 1933

bis 1945 werden aufgrund dieses Gesetzes circa 400.000 Männer und Frauen mit erblichen

Krankheiten sterilisiert. Nach den Grundsätzen nationalsozialistischer

Erbgesundheitspflege gehört die Maßnahme der Sterilisation zur künstlichen Ausmerze, die bis

zur Vernichtung lebensunwerten Lebens geht.

Oktober 1933 – Wird das Maximilianeum ein Kameradschaftshaus ?

München-Haidhausen * Der Reichsinnenminister, der seit der Machtübernahme die

Hochschulpolitik vereinigt, verfügt, dass Studentenheime und Korpshäuser in

Kameradschaftshäuser umgewandelt werden sollen. Die Studenten haben darin in

Kameradschaften von zehn bis fünfzehn Mann zusammenzuleben.  Da Gemeinschaftserziehung

und Gemeinschaftsbildung zu den herausragenden Erziehungszielen auf allen Ebenen des

nationalsozialistischen Bildungssystems gehören, will man kein Universitätsstudium ohne die

Gemeinschaftserfahrung des Lebens in einem - im Sinne des Nationalsozialismus ausgerichteten

- Kameradschaftshaus erfolgen lassen. Außerdem sollten sie weltanschaulich und sportlich

erzogen werden. 

4. Dezember 1934 – In Karl Valentins Panoptikum wird eine Guillotine ausgestellt

München-Ludwigsvorstadt * In Karl Valentins „Panoptikum“ ist auch die Nachbildung der im
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Gefängnis Stadelheim verwendeten Fallschwertmaschine [= Guillotine] ausgestellt. Der

Nachrichtergehilfe Donderer erklärt dem Publikum die Tötungsvorrichtung.    Nun fragt das

Bayerische Justizministerium beim Innenministerium an, ob die Genehmigung der Darstellung der

Hinrichtung weiterhin aufrecht erhalten werden soll. Gleichzeitig wird ausgeführt, dass „der

bisherige Nachrichtergehilfe Donderer [...] künftig zur Vollstreckung von Todesurteilen nicht mehr

herangezogen werden" wird. Er wird wegen seiner Erklärertätigkeit im „Panoptikum“ aus dem

Staatsdienst entlassen. 

1935 – In die Lehrerinnenanstalt kommt die Hans-Schemm-Aufbauschule

München-Au * Im Gebäude der Kreislehrerinnenbildungsanstalt für Oberbayern in der

Frühlingstraße [heute: Eduard-Schmid-Straße] wird die

Hans-Schemm-Aufbauschule untergebracht. 

Februar 1935 – Eine politisch motivierte Säuberung des Kuratoriums

Berlin - München-Haidhausen * Das Kultusministerium teilt dem Kuratoriumsvorsitzenden mit,

dass „eine Umbildung, insbesondere Verjüngung des Kuratoriums“ bevorsteht. Seine

Neubesetzung mit parteinahen Nationalsozialisten ist die Grundvoraussetzung für die

anschließende Verdrängung des Stiftungsvorstands des Maximilianeums, Professor Hans

Rheinfelder. Es folgt eine politisch motivierte Säuberung des Kuratoriums. Man will mindestens

drei Mitglieder dieses Gremiums vorzeitig ihres Amtes entheben. Das geht aber nur, wenn die

Betroffenen von sich aus ihren Rücktritt erklären.     Anton Dyroff und Walter Lotz sind bereits

über 68 Jahre alt und sollen deshalb aus Altersgründen pensioniert werden.   Wilhelm Freiherr

von Pechstein vertritt eine konservative, strikt gegen den Nationalsozialismus und besonders

seine Kirchenpolitik gerichtete Einstellung.   Hinzu kommt später noch Aloys Fischer, der mit einer

nichtarischen Frau verheiratet ist.

16. Februar 1935 – Keine Probleme mit der „Fallschwertmaschine“ in Valentins Panoptikum

München * Das Bayerische Innenministerium&nbsp;hat mit der Ausstellung der Nachbildung der

im Gefängnis Stadelheim&nbsp;genutzten „Fallschwertmaschine“ in Karl Valentins

Panoptikum&nbsp;keinerlei Probleme. Denn:    „Der unbefangene Besucher kommt bei der

Besichtigung dieser Hinrichtungsszene wohl nicht auf den Gedanken, dass die Darstellung genau

der Wirklichkeit entspricht, vielmehr hält er sie, wie auch die sonstigen Gegenstände des
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Juxmuseums für ein Erzeugnis der verschrobenen Fantasie des Ausstellers Valentin.&nbsp;   

Durch ein Verbot dieser Hinrichtungsszene würden zweifellos mehr abträgliche Wirkungen

ausgelöst werden, als durch deren Weiterduldung.“&nbsp;

8. Juli 1938 – Martin Bormann verlangt die Erfassung jüdischer Wohnsituationen

München * Martin Bormann, Stabsleiter im Braunen Haus, verlangt die genaue    Erfassung

jüdischer Hauseigentümer,  an Nicht-Juden vermietete Wohnungen von jüdischen

Hauseigentümern,  an Juden vermietete Wohnungen,  eigenen Wohnraum und leerstehende

Wohnungen,   um so eine planmäßige Lösung von Mietverhältnissen mit Juden möglich zu

machen,  eine Einengung zu erreichen,  mehrere Familien in größere jüdische Wohnungen

zusammenzulegen,  Juden von Nicht-Juden zu trennen und  dabei möglichst keine Ghettobildung

zuzulassen“.

17. Juli 1939 – Karl Valentin eröffnet die Ritterspelunke am Färbergraben

München-Hackenviertel * Karl Valentin eröffnet mit Martin Wegmann „im einzigartigen

Luftschutzkeller mit Restauration und Vorstellung“ im Färbergraben 33 seine „Ritterspelunke“.

Das Lokal ist eine Mischung aus Theater, Kneipe und Kuriositätenkabinett. „Es ist nicht mehr das

alte Panoptikum, sondern eine Neufassung dieser Schmunzel- und Gruselschau, die nicht

ihresgleichen hat.“   Das Konzept bleibt das alte, da im Wesentlichen die Objekte des

Panoptikums aus dem Hotel Wagner in der Sonnenstraße hier wieder zur Aufstellung kommen.

Die Verbindung von Kellerraum, Dämmerlicht, schaurige Szenen und akustischer Überhöhung

löst beim Publikum eine Art Panik aus, die sich in Schreckensschreie entladen. Zusätzlich

verändert Valentin fast täglich die Beschriftung und den Standort der Exponate.  So zweifelhaft

der Bildungsanspruch des Panoptikums ist, so groß ist sein Unterhaltungswert. Einige Exponate,

darunter beispielsweise „Mr. Roll - Erfinder der Rollgerstensuppe“ befinden sich noch heute in

dem von Hannes König im Isartor ins Leben gerufenen Valentin-Karlstadt-Musäum.   „Zum

Verlassen des Panoptikums kann der Ausgang kostenlos genützt werden, dagegen ist der Eintritt

von 60 Rpf. am Eingang zu bezahlen.“ 

1943 – Bomben zerstören das Gebäude der  Kreislehrerinnenbildungsanstalt

München-Au * Das ehemalige Gebäude der Kreislehrerinnenbildungsanstalt für Oberbayern in

der Frühlingstraße [heute: Eduard-Schmid-Straße] wird durch Bomben zerstört. 
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Juni 1945 – Reeducation als zentraler Bestandteil der Erwachsenenbildungsarbeit

Amerikanische Besatzungszone * Nach dem Zusammenbruch des nationalsozialistischen

Systems konnten Neu- oder Wiedergründungen von Einrichtungen der Erwachsenenbildung nur

im Rahmen der Vorgaben der amerikanischen Militärregierung erfolgen.  Zentraler Bestandteil

der amerikanischen Bildungspolitik ist das Konzept der Reeducation, innerhalb dessen der

Erwachsenenbildung eine erhebliche Bedeutung zugemessen wurde. 

19. September 1945 – Bayern wird wieder zum Staat

München * Die amerikanische Militärregierung verfügt mit der Proklamation Nr. 2 die Bildung der

Verwaltungsgebiete Groß-Hessen, Württemberg-Baden und Bayern, „die von jetzt ab als Staaten

bezeichnet werden“. Die von den Amerikanern im Rahmen ihrer Demokratisierungsbestrebungen

eingesetzten bayerischen Staatsregierungen stehen aber unter der Oberhoheit der

US-Militärregierung für Bayern.    US-General Clay, erst stellvertretender, später oberster

Militärgouverneur, schreibt später in seinen Memoiren: „Rückblickend meine ich, dass wir diese

Aufgabe sicher als hoffnungslos angesehen hätten, wenn wir das chaotische Durcheinander voll

überblickt hätten.“ 

2. Dezember 1946 – Erwachsenenbildung in der Bayerischen Verfassung verankert

München * Die Erwachsenenbildung und insbesondere die Volkshochschulen werden in der

Bayerischen Verfassung verankert. 

20. August 1956 – Debatte um Jugendkontrolle und Polizeigewalt

München - München-Au * Der CSU-Landtagsabgeordnete und spätere Innenminister Heinrich

Junker tut sich als Scharfmacher hervor. Er stellt einen Antrag für Maßnahmen zum Schutze der

Jugend, in dem er     die ständige Überwachung von Kinos, Gaststätten und Parkanlagen,   die

Überwachung der jugendlichen Kraftfahrer, insbesondere der Mopedfahrer und   die Bekämpfung

jeglicher auftretender Bandenbildung fordert.     Zur Durchsetzung seines Antrags unterstützt er   

das „rücksichtslose Eingreifen der Polizei“,   deren „rücksichtslose Gewaltanwendung“,   die

„Brechung jeglichen Widerstands […] mit allen an die Grenze des Gesetzes gehenden Mitteln“

und   die „Anweisung an die Staatsanwaltschaft, bei Vergehen und Verbrechen schärfsten

Strafantrag zu stellen“.     Junker kann sich mit seinen Vorstellungen gegen die SPD-dominierte
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Viererkoalition nicht durchsetzen. Dieser Erfolg liegt an dem SPD-Landtagsabgeordneten Rudolf

Schlichtinger, der sich für die Interessen und Nöte der Jugendlichen einsetzt. Ihm geht es nicht

darum, „wie man ‚die Halbstarken‘ bekämpfen und gegebenenfalls vernichten kann, sondern wie

man junge Menschen davor bewahren kann, Rowdys oder Verbrecher zuwerden“ und wehrt sich

gegen das Modewort „Halbstarke“.

4. Oktober 1957 – Der  „Sputnikschock“ und die Volkshochschule

Weltraumbahnhof Baikonur * Die Sowjetunion schießt vom Weltraumbahnhof Baikonur aus den

kugelförmigen Satelliten Sputnik 1 in den Weltraum. Der russische Start des ersten künstlichen

Erdsatelliten löst in der westlichen Welt einen Schock aus und führt zur Gründung der NASA und

zu verstärkten Anstrengungen im Bildungsbereich.   In Westdeutschland setzt der sogenannte

„Sputnikschock“ ein. Das wirkt sich auch auf die Münchner Volkshochschule aus.   Das

Bildungsangebot wird in allen Programmbereichen – ausgehend von Teilnehmerbedürfnissen –

schrittweise über die nächsten Jahrzehnte ausgeweitet und verbessert. Neben der Expansion von

kultureller, politischer, sprachlicher, gesundheitlicher und beruflicher Bildung werden in den

folgenden Jahrzehnten auch spezielle Zielgruppenangebote entwickelt: für Senioren, Jugendliche

sowie Menschen mit Migrationshintergrund. 

2. September 1966 – Bayern und der Vatikan schließen Hochschul-Verträge

München - Rom-Vatikan - Freising - Regensburg * Kultusminister Ludwig Huber und

Nuntius Corrado Bafile unterzeichnen in München die Verträge über         die Ausbildung an der

Katholischen Hochschule Freising sowie     die Errichtung einer Katholischen Fakultät an der

Universität Regensburg. 

25. November 1966 – Kiesingers Verhandlungen mit der FDP scheitern

Bonn * Die Verhandlungen Kurt Georg Kiesingers [CDU] mit der FDP zur erneuten

Regierungsbildung scheitern. 

1974 – De Bayerische Landesbank kauft das Wittelsbacher Palais

München-Maxvorstadt * Das Gelände des Wittelsbacher Palais&nbsp;an der Brienner Straße 50
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wird von der Bayerische Landesbank&nbsp;erworben. Dort entsteht ihre neue

Verwaltungszentrale.    Der erwartete Erlös von 50 Millionen D-Mark soll als Grundstock für ein

später zu errichtendes Kulturhaus dienen. In diesem Zusammenhang ist auch die Realisierung

eines Mahnmals für die Opfer des NS-Terrors vorgesehen.    Damit beruhigen sich die

öffentlichen Diskussionen zunächst. Das Vorhaben eines eigenständigen Mahnmals am

historischen Standort der ehemaligen Gestapo-Zentrale wird vorerst ebenso zurückgestellt wie

die Planungen für ein Kultur- und Volksbildungshaus.&nbsp;

1976 – Die Ukrainisch-katholische Bischofskirche wird eingeweiht

München-Untergiesing * Die „Ukrainisch-katholische Bischofskirche Sankt Andreas - Maria

Schutz“ an der Schönstraße wird eingeweiht. Die Kirche wurde in einem architektonisch

modernen Stil als Seelsorge- und Bildungszentrum für die mit Rom unierten katholischen

Ukrainer in Deutschland erbaut.

Juni 1984 – Die Volkshochschule im Gasteig-Kulturzentrum

München-Haidhausen * Im Gasteig-Kulturzentrums bezieht die Münchner Volkshochschule

Räume und kann sich dadurch zur größten städtischen Erwachsenen-Bildungseinrichtung

Deutschlands und Europas entwickeln.   Sie hat einen Vortragssaal für neunzig Personen, weiter

gibt es für die Erwachsenen-Bildungseinrichtung über fünfzig Übungs-, Lehr-, Unterrichts-,

Arbeits- und Gymnastikräume sowie Werkstätten für kunsthandwerkliche Fortbildungslehrgänge.

Zum Bereich der Volkshochschule gehört auch die 120 bis 140 Personen aufnehmende

Blackbox. 

1994 – Die Münchner Volkshochschule wird in eine gemeinnützige GmbH (gGmbH) umgewandelt

München * Die Münchner Volkshochschule wird in eine gemeinnützige GmbH (gGmbH)

umgewandelt. Mit der Umwandlung zur gGmbH erhält die MVHS eine eigenständigere

Rechtsform, bleibt aber weiterhin gemeinnützig und öffentlich getragen.   Gesellschafter bleiben

öffentliche und gesellschaftliche Akteure, insbesondere die Landeshauptstadt München. Die

Gemeinnützigkeit bedeutete weiterhin, dass die Einrichtung nicht gewinnorientiert arbeitet,

sondern Bildungsaufgaben für die Allgemeinheit erfüllt. Den Vorsitz im Aufsichtsrat übernahm der

amtierende Münchner Oberbürgermeister.   Die Umwandlung von Volkshochschulen in

eigenständige Rechtsformen ist zu dieser Zeit Teil eines breiteren Trends in der
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Erwachsenenbildung in Deutschland.

Juli 2001 – Das Ökologische Bildungszentrum wird eröffnet

München-Bogenhausen * Das Ökologische Bildungszentrum - ÖBZ in der Englschalkinger Straße

166 wird eröffnet. 

9. November 2006 – Einweihung der neuen Hauptsynagoge Ohel Jakob 

München-Angerviertel * Am 9. November 2006 wird die neue Hauptsynagoge Ohel Jakob im

Jüdischen Zentrum am St.-Jakobs-Platz feierlich eingeweiht. Mit ihr kehrt der Name „Ohel Jakob“

nach München zurück, den bereits die 1938 zerstörte orthodoxe Synagoge in der

Herzog-Rudolf-Straße getragen hatte. Wenig später wird auch das unmittelbar angrenzende

Gemeindehaus eröffnet, das heute Sitz der Israelitischen Kultusgemeinde München und

Oberbayern ist.   Das neue Jüdische Zentrum mit Hauptsynagoge, Gemeindehaus, Jüdischem

Museum und Kulturzentrum markiert einen Wendepunkt in der Geschichte des jüdischen Lebens

in München. Erstmals seit der nationalsozialistischen Verfolgung erhält die jüdische Gemeinde

wieder ein sichtbares und repräsentatives Zentrum im Herzen der Stadt. Ein unterirdischer „Gang

der Erinnerung“ verbindet Synagoge und Gemeindehaus und erinnert an die rund 4.500

Münchner Jüdinnen und Juden, die zwischen 1933 und 1945 Opfer des Nationalsozialismus

wurden.   Mit dem Jüdischen Zentrum entsteht zugleich ein Ort religiösen, kulturellen und

gesellschaftlichen Lebens. Die Israelitische Kultusgemeinde verfügt heute über zahlreiche

Einrichtungen, darunter Synagogen, rituelle Tauchbäder, Bildungs- und Kultureinrichtungen,

soziale Dienste sowie jüdische Friedhöfe. Als Einheitsgemeinde vereint sie Mitglieder

unterschiedlicher religiöser Prägungen und bildet das Zentrum des jüdischen Lebens in München

und Oberbayern.

Juni 2011 – Die Volkshochschule soll in die ehemalige Straßenbahn-Direktion

München-Haidhausen * Die Münchner Volkshochschule MVHS soll in der ehemaligen

Straßenbahn-Direktion in der Einsteinstraße 28 ein zweites Standbein für die Aus- und

Weiterbildung neben dem Gasteig und den bereits bestehenden Stadtteilzentren erhalten - die

Künstler müssen dann halt ausziehen.   In einem europaweiten Architektenwettbewerb werden

Ideen entwickelt, wie die Münchner Volkshochschule das knapp 3.700 Quadratmeter große

Gelände nahe dem Max-Weber-Platz am sinnvollsten nutzen kann. 
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November 2012 – Das  Haidhauser „Künstlerkollektiv 1Stein28“ verabschiedet sich

München-Haidhausen * Für das Haidhauser „Künstlerkollektiv 1Stein28“ endet das Gastspiel im

Gebäude der ehemaligen Straßenbahn-Direktion in der Einsteinstraße 28. Mit einer letzten

Ausstellung verabschieden sie sich von Haidhausen. Ausstellungen, Konzerte und Lesungen

haben hier stattgefunden und belebten nicht nur das zuvor leer stehende Haus, sondern auch

das ganze Viertel.   Das alte Gebäude, das im Besitz des städtischen Referats für Bildung und

Sport ist, soll im darauf folgenden Frühjahr abgerissen werden und Platz machen für einen

Neubau. 

31. Dezember 2014 – Subventionen im Kultur-, Unterhaltungs- und Bildungsbereich

München * In der Zusammenstellung der städtischen Zuschüsse, die der Münchner

Stadtkämmerer Ernst Wolowicz jedes Jahr veröffentlicht, werden die Subventionen im Kultur-,

Unterhaltungs- und Bildungsbereich deutlich.         Das Stadtmuseum wird pro Besucher mit

106,55 Euro unterstützt,     die Münchner Philharmoniker erhalten pro Zuhörer 97,13 Euro,     das

Volkstheater kriegt für jeden Zuschauer 77,67 Euro,     in der Stadtbibliothek wird jedes

ausgeliehene Buch mit 2,99 Euro bezuschusst,     nur der Tierpark Hellabrunn sorgt 2014 für ein

positives Ergebnis. Die Eisbär-Babies führten zu einem enormen Besucheranstieg von 1,7 auf

2,12 Millionen. Damit überstiegen die Einnahmen die Ausgaben. Trotzdem wird jede Eintrittskarte

mit 93 Cent subventioniert. 

2016 – Die Einsteinstraße 28 geht an die Landeshauptstadt

München-Haidhausen * Das Areal in der Einsteinstraße 28 geht aus dem Besitz der Stadtwerke

München an die Landeshauptstadt über. Mehr als 20 Millionen Euro kostete das erste eigene

große Bildungszentrum. 

4. März 2017 – Das Bildungszentrum „Einstein 28“ wird eröffnet

München-Haidhausen * Das Bildungszentrum „Einstein 28“ in Haidhausen kann eröffnet werden.

In den vier Gebäuden mit ihren 70 multifunktionalen Räumen findet seither der Unterricht statt.  

Da bei der Sanierung eines denkmalgeschützten Bestandes immer wieder mit Überraschungen

gerechnet werden muss, verzögert sich die ursprünglich geplante Fertigstellung des

Gebäudekomplexes der Münchner Volkshochschule von Juli 2016 nach März 2017. 
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25. April 2017 – Hat die Bayerische Staatsregierung Frieden mit Kurt Eisner geschlossen?

München * Scheinbar hat nun auch die Bayerische Staatsregierung ihren Frieden mit Kurt Eisner

gemacht. In einem Schreiben des Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und

Kunst heißt es:   „Die Rolle Kurt Eisners bei     der Beendigung des Ersten Weltkrieges,   beim

Ende der Monarchie und   der Einführung einer demokratischen Verfasstheit in Bayern,   beim

Bemühen, den künftigen deutschen republikanischen Bundesstaat föderal auszugestalten und  

bei der Bereitschaft, auch die (Mit)Verantwortlichkeit des Deutschen Reiches beim Ausbruch des

Ersten Weltkrieges als Grundlage für eine neue Friedens­ordnung in Europa anzuerkennen,    

werden von der Bayerischen Staatsregierung außerordentlich positiv bewertet.   Hinzu kommt die

Tatsache,     dass Eisner als Intellektueller (vor allem orientiert an Immanuel Kant),   mit seinem

jüdischen (familiären) Hintergrund und   als Pazifist (zumal als Zeitgenosse der Blutbäder des

Ersten Weltkrieges) wie   durch seine Ermordung als amtierender Bayerischer Ministerpräsident

am 21. Februar 1919   zu einer Symbolgestalt für aufgeklärt-demokratische Kräfte gegenüber den

chauvinistisch-antisemitischen wurde, in deren späterer Konsequenz auch die Barbarei des

NS-Regimes in Bayern und Deutschland steht“.    Das Ministerium stellt darin in Aussicht, Kurt

Eisner bei den zentralen bayerischen Jubiläumsfeierlichkeiten des Jahres 2018 („100 Jahre

Freistaat Bayern“) entsprechend zu würdigen.  Vielleicht bekommt er dann auch ein Bild in der

Bayerischen Staatskanzlei. 

13. Juni 2026 – Das Ludwig II.-Denkmal auf der Corneliusbrücke wird eingeweiht

München-Au - München-Isarvorstadt * Das König Ludwig II.-Denkmal im Rosengarten der

Corneliusbrücke wird eingeweiht. Auf der Bastion wird aus einem Teil der vorhandenen

Natur­stein-Elemente des ursprünglichen Denkmals eine romantische Ruine realisiert. Darin steht

anstelle der über drei Meter hohen Skulptur des Königs eine Nachbildung der Büste und des

Oberkörpers.   Verwendung für das Märchenkönig-Denkmal finden die Stufen der einstigen

Nische und der Podestbereich des ursprünglichen Denkmals. Auch die Rückwand der

ehemaligen Nische wird in Brüstungshöhe wieder aufgebaut. Ebenso die sechs

Einzelpostamente mit Säulenfragmenten bis zu einer Höhe von 2,50 Metern. Auf dem

ehemaligen Abschluss­stein thront eine Nachbildung der Büste. Der technikbegeisterte König

blickt heute nicht mehr auf seine geliebten Berge, sondern direkt auf das Deutsche Museum.
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